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Einleitung 
 
2021 feiert das Osteuropa-Institut (OEI) 
der FU Berlin sein siebzigjähriges Jubi-
läum. Durch den Zusammenbruch der 
nationalsozialistisch kompromittierten 
Ostforschung nach dem Zweiten Welt-
krieg und dem Verlust ihrer ehemaligen 
Zentren in den nun verlorenen Ostge-
bieten galt es, neue Strukturen der Be-
schäftigung mit Osteuropa zu etablie-
ren. Diese Strukturen sollten sich dabei 
nicht nur in kritischer Distanz zur bishe-
rigen Forschung über Osteuropa befin-
den, sondern auch den neuen Realitä-
ten des Kalten Krieges gerecht werden. 
Nach einigen Überlegungen über Ort 
und Zuschnitt eines neuen Osteuropa-
Instituts traf man im Herbst 1950 die 
Entscheidung, dieses Institut in Berlin 
anzusiedeln. An der FU Berlin nahm 
Georg Kennert die aus der Bundespoli-
tik kommenden Vorschläge auf und ent-
wickelte Ideen für ein solches Institut, 
das sich vor allem Russland und der 
Sowjetunion, aber auch Mittel- und 
Südosteuropa widmen sollte. Am 24. 
November 1951 wurde das Osteuropa-
Institut schließlich feierlich eingeweiht. 
(Baske 2011: 97f.) 
 
Von Beginn an war das Osteuropa-
Institut interdisziplinär strukturiert. Hier 
sollten sozial- und geisteswissenschaft-
liche Disziplinen in einen Dialog treten 
und in gemeinsamen Forschungspro-
jekten historische und gegenwartsbezo-
gene Fragen zu Osteuropa erforschen. 
Von Beginn an wurde am OEI auch ge-
lehrt, wobei es auch Ergänzungslehr-
gänge für junge Berufstätige gab, die 
sich mit Osteuropa intensiver beschäfti-
gen wollten (vgl. Lieber 1963: 53). In der 
Folge expandierte das OEI schnell: 

neue Abteilungen wurden eingerichtet, 
eine Fachbibliothek wurde aufgebaut 
und Forschungsprojekte mit internatio-
nalen Kooperationspartnern konnten 
realisiert werden. 
 
Die Erforschung der Welt jenseits des 
Eisernen Vorhangs war im Kalten Krieg 
eine eminent politische Angelegenheit. 
So gab es von politischer Seite durch-
aus Interesse, das Osteuropa-Institut 
als Stätte der Feindbeobachtung und -
aufklärung zu instrumentalisieren, dem 
sich die Wissenschaftler vor Ort aller-
dings geschickt entzogen (Stegelmann 
2015: 164). Anstatt zur Speerspitze des 
Antikommunismus zu werden, wurde 
das Institut in den 1960er Jahren gar zu 
einem der Bezugspunkte der aufkom-
menden Studentenbewegung. Ursula 
Stegelmann spricht von Hans-Joachim 
Lieber, der damals Professor für Sozio-
logie am OEI war, als „Ziehvater der 
Linken“ (Stegelmann 2015: 175). Rudi 
Dutschke arbeitete später gar als Stu-
dentische Hilfskraft am Osteuropa-Insti-
tut. 
 
In den 1970er Jahren konnte das Ost-
europa Institut bei der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) einen 
Sonderforschungsbereich (SFB) zum 
Thema „Die Sowjetunion und ihr Ein-
flussbereich seit 1917. Industrialisie-
rung und Gesellschaft in der Sowjet-
union“ einwerben. Das Projekt diente 
einerseits als Katalysator für eine ge-
genwartsrelevante Osteuropafor-
schung, zeigte aber auch die Heraus-
forderungen interdisziplinärer Arbeit am 
Institut. So war unklar, welchen Aussa-
gewert das Totalitarismusmodell noch 
für die Erforschung der Sowjetunion ha-
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ben konnte und sollte. Außerdem er-
wies es sich als schwierig, die gefor-
derte Interdisziplinarität in der For-
schung auch tatsächlich umzusetzen. 
Auch deshalb stiegen wichtige Wissen-
schaftler aus dem SFB aus. (vgl. 
Stegelmann 2015: 194-200) Die damals 
verhandelten Fragen der epistemologi-
schen Grundlagen der Erforschung au-
toritärer Regime und der Möglichkeit in-
terdisziplinärer Kooperation, die zwi-
schen einem regional- und einem fach-
wissenschaftlichen Ansatz vermitteln 
muss, beschäftigen die Osteuropafor-
schung und damit auch das OEI bis 
heute.  
 
Mit dem Ende des Kalten Krieges geriet 
die Osteuropaforschung in eine Identi-
tätskrise. Die bislang verfolgten For-
schungsfragen und -strukturen schie-
nen nach dem Ende des Systemgegen-
satzes nicht mehr geeignet und die po-
litische Relevanz der Osteuropafor-
schung nahm ab. Am Osteuropa-Institut 
nahm man sich zwar den nun aufkom-
menden Fragen der Transformations-
prozesse schnell an, was sich u.a. in 
der Etablierung eines Graduiertenkol-
legs zu diesem Thema 1991 äußerte. 
Dies konnte aber nicht verhindern, dass 
das Osteuropa-Institut im Verlauf der 
1990er Jahre in eine Krise geriet. Lehr-
stühle wurden abgebaut und die Exis-
tenz des OEI stand in Frage.  
 
Mittlerweile konnte sich das Institut kon-
solidieren und begleitet in nun fünf Ab-
teilungen (Politik, Soziologie, Volkswirt-
schaft, Geschichte, Kultur) aufmerksam 
und gespannt die gesellschaftliche Ent-
wicklung in Osteuropa. 
 
 

Das Seminar 
Das Projektseminar „Osteuropafor-
schung im Wandel der Zeit“, das im 
Wintersemester 2020/21 und im Som-
mersemester 2021 stattfand, nimmt das 
Institutsjubiläum zum Anlass, um nach 
der Geschichte und Gegenwart der Ost-
europaforschung und der Forschung in 
Osteuropa zu fragen. 
 
Wissenschaftsforschung ist dabei ein 
interdisziplinäres Querschnittsthema, 
das für alle am OEI vertretenen Diszip-
linen von Interesse ist. Politisch lässt 
sich nach den institutionellen Voraus-
setzungen von Wissenschaftspolitik so-
wie nach Möglichkeiten der nationalen 
und internationalen Steuerung von Wis-
senschaft fragen. Soziologisch interes-
sieren u.a. organisationale und wis-
senssoziologische Fragen. In der Ge-
schichtswissenschaft ist die Wissen-
schaftsgeschichte ein anerkannter Teil-
bereich, der sich der historischen Ge-
nese von Forschungsparadigmen, aber 
auch von Strukturen, Methoden und 
Theorien widmet. Die Volkswirtschafts-
lehre fragt u.a. nach dem wirtschaftli-
chen Wert akademischer Institutionen. 
Die Kulturwissenschaften interessieren 
sich schließlich für kulturelle Spezifika 
einzelner Wissenschaftsverständnisse 
und für die textuelle Form wissenschaft-
licher Ergebnisse. 
 
Trotz ihrer interdisziplinären Anschluss-
fähigkeit fristen wissenschaftspoliti-
sche, -kulturelle, -historische, und -sozi-
ologische Fragestellungen in den ost-
europabezogenen Area Studies ein Ni-
schendasein. Zwar gibt es viele histori-
sche Untersuchungen zur Entwicklung 
im 18. und 19. Jahrhundert (u.a. Ambur-
ger 1987, Arend 2020), während des 
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Sozialismus (u.a. Esakov 1971, Shey-
nin 1978, Fortescue 1990) und zur 
Transformationszeit (u.a. Mayntz/Schi-
mank/Weyngart 1995, Graham 2008), 
aber nur relativ wenige gegenwartsbe-
zogene Studien mit allgemeinerem 
Charakter.  
 
Osteuropaforschung umfasst im Semi-
narkontext zwei Bedeutungsdimensio-
nen, die eng miteinander verschränkt 
sind: Forschung in und Forschung 
über Osteuropa. Fünf der Projektgrup-
pen beschäftigten sich, überwiegend 
am Beispiel des Osteuropa-Instituts, mit 
der Genese und Aktualität der Osteuro-
paforschung an der FU Berlin, sechs 
Projektgruppen widmeten sich aktuel-
len und historischen Fragen der Wis-
senschaftsforschung in Osteuropa. Das 
Untersuchungsfeld erstreckt sich dabei 
über eine Vielzahl osteuropäischer Län-
der, von Polen, über die Tschechische 
Republik, Ungarn, Serbien, die Ukraine 
bis nach Russland. 
 
Die tiefere Beschäftigung mit der ge-
genwärtigen und historisch gewachse-
nen Wissenschaftslandschaft in Osteu-
ropa bietet den Studierenden dabei viel-
fältige Möglichkeiten. Sie erschließen 
sich eigenständig bislang wenig bear-
beitete Themenfelder und entwickeln 
hierfür ein methodisches und theoreti-
sches Design. Im Kontext des Seminars 
lernen die Studierenden Interviews vor-
zubereiten, durchzuführen und auszu-
werten, sie machen sich vertraut mit 
Methoden der archivalischen For-
schung und der Auswertung histori-
scher Quellen. Die gewonnenen Ergeb-
nisse werden dabei in Form individuell 
gewählter Endprodukte wie Blogs, Po-
dcasts, Dokumentarfilme oder (Online-) 

Ausstellungen einer breiteren Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht. Schließlich 
trägt das diesjährige Thema des Pro-
jektkurses auch zur kritischen Selbst-
verständigung über die eigene Rolle als 
Osteuropaforscher:in sowie über Insti-
tutionen der Osteuropaforschung bei.  
 
Forschung über Osteuropa 
Die erste Sektion der Berichte umfasst 
Forschungsarbeiten zur Geschichte 
und Gegenwart der deutschen Osteuro-
paforschung. Drei der Projekte beschäf-
tigen sich mit dem Osteuropa-Institut 
und seiner Geschichte. Die Gruppe 
1968 am Osteuropa-Institut widmet sich 
dem Schlüsseljahr 1968 und schaut, 
u.a. in Form eines ausführlichen Inter-
views mit Gretchen Dutschke-Klotz, auf 
die Rolle des OEI während der damali-
gen Studentenproteste. Die Gruppe 
Frauen in der Wissenschaft blickt auf 
die Karriere von Wissenschaftlerinnen 
am OEI und untersucht deren Heraus-
forderungen und Handlungsstrategien. 
Die Gruppe Studieren am OEI ver-
gleicht am Beispiel aktueller Studieren-
der und Absolvent:innen aus den 
1990er Jahren, wie sich die Bedingun-
gen und Formen des Studiums am OEI 
im Laufe der Zeit wandelten.  
 
Zwei Projekte beschäftigen sich mit ak-
tuellen Fragen der v.a. politikwissen-
schaftlichen Osteuropaforschung. Die 
Gruppe Macht Forschung Politik? er-
weitert das Untersuchungsfeld über das 
OEI hinaus und blickt auf Formen und 
Funktionen der Politikberatung in der 
gegenwärtigen Osteuropaforschung. 
Die Gruppe zu Nord Stream 2 blickt auf 
das umstrittene Pipelineprojekt aus der 
Perspektive der Regionalforschung und 
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fragt, wie und in welchem Ausmaß Fa-
chexpertise in der deutschen Diskus-
sion über das Projekt eine Rolle spielte. 
 
Forschung in Osteuropa 
In den letzten Jahren lässt sich eine be-
denkliche Zunahme staatlicher Inter-
ventionen in die Wissenschaft beobach-
ten. Dies betrifft zwar nicht nur Osteu-
ropa, scheint dort aber besonders präg-
nant: Universitäten und Studiengänge 
verlieren ihre Akkreditierung und müs-
sen im Regelbetrieb mit Schikanen 
rechnen, unliebsame Wissenschaft-
ler:innen werden entlassen oder in die 
Emigration getrieben, Finanzmittel wer-
den gekürzt und internationale Koope-
rationen erschwert. In den Medien fin-
den sich für diese und ähnliche Vorfälle 
viele Beispiele, aber nur selten werden 
diese in einen größeren Zusammen-
hang eingeordnet. Eben das ist das Ziel 
der sechs Projektgruppen, die sich mit 
der Forschung in Osteuropa beschäfti-
gen. 
 
Zwei Projektgruppen widmen sich dem 
Zustand feministischer und genderbe-
zogener Forschung in Osteuropa. Die 
Gruppe Feministische Forschung früher 
und heute untersucht am Beispiel 
Tschechiens und Russland die Entwick-
lung feministischer Forschung in beiden 
Ländern und gibt einen Überblick von 
der spätsozialistischen Zeit bis in die 
Gegenwart. Die Gruppe Queer Rese-
arch in Poland and Russia untersucht 
ebenfalls vergleichend die Probleme, 
mit denen die Forschung zu queeren 
Themen in beiden Ländern konfrontiert 
ist und sucht nach den Gründen für und 
den Antwortstrategien der Forschenden 
auf diese Problemlagen. 

Ebenso umstritten wie Genderthemen 
sind in vielen osteuropäischen Ländern 
geschichtswissenschaftliche Forschun-
gen. Zwei Projektgruppen blicken in das 
historiographische Feld. Die Gruppe 
Forschung und Erinnerung an den nati-
onalsozialistischen Genozid an den 
Sinti und Roma in Deutschland und Po-
len schaut sich an, wie der lange Zeit 
verdrängte und wenig beachtete Völ-
kermord an den Sinti und Roma gegen-
wärtig und historisch in Deutschland 
und Polen erinnert wird. Sie befragt er-
innerungskulturelle Akteur:innen und 
analysierte die Orte der Erinnerung. Die 
Gruppe zum Holodomor untersucht die 
Arbeit der deutsch-ukrainischen Histori-
kerkommission und interessiert sich vor 
allem für die Politisierung der For-
schung zum Holodomor und die umstrit-
tene Frage, ob dieser als Genozid be-
zeichnet werden solle. 
 
Arbeiten die vier genannten Gruppen 
vorwiegend themenbezogen, so inte-
ressieren sich die beiden letzten Grup-
pen für wissenschaftliche Institutionen. 
Die Gruppe zum Umzug der CEU von 
Budapest nach Wien blickt auf den 
kürzlichen Umzug der prestigeträchti-
gen Central European University von 
Budapest nach Wien, nachdem diese 
ihre Lehrerlaubnis in Ungarn verlor. Sie 
untersucht die Motive für das Verbot 
und spricht mit Beteiligten, die als Stu-
dierende oder Lehrende den Umzug er-
lebten. Die Gruppe Wissenschaftspoli-
tik in autoritären Systemen vergleicht 
schließlich einige jüngere Vorfälle an 
russischen, ungarischen und serbi-
schen Universitäten, deren Gemein-
samkeiten in der Infragestellung akade-
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mischer Unabhängigkeit und der politi-
schen Instrumentalisierung von Wis-
senschaft liegen. 
 
Die vorliegende Broschüre vereint die 
Ergebnisse des Jahrgangs 2020/21. 
Der Dank für die Erstellung und Redak-
tion der Broschüre geht an die Gruppen 
und die studentische Hilfskraft Tatiana 
Kharkova. Ein Dank geht außerdem an 
das Osteuropa-Institut, das den Kurs 
großzügig finanziell unterstützte und an 
alle Workshopleiter:innen. 
 

Clemens Günther, Mihai Varga 
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1. Macht Politik Forschung 
oder Forschung Politik? 
 
WISSENSCHAFTLICHE POLITIKBERATUNG 
IN DEUTSCHLAND WÄHREND DER RUSS-
LAND-UKRAINE-KRISE 
 

 
Bild © Projektgruppe  
 
Thilo Dekant, Lea Feldhaus, Paola 
Galwas, Henri Koblischke und Valen-
tina Sanduljak  
 
Abstract 
In unserem Projekt widmen wir uns der 
wissenschaftlichen Politikberatung in 
Deutschland. Dazu untersuchen wir, ob 
und in welchem Umfang in Deutschland 
wissenschaftliche Politikberatung vor 
dem Hintergrund der Russland-Ukra-
ine-Krise stattgefunden hat. Hierfür ha-
ben wir Expert:inneninterviews durch-
geführt und analysiert und diese 
schließlich für eine Podcastreihe aufbe-
reitet, um das komplexe und ambiva-
lente Feld der wissenschaftlichen Poli-
tikberatung einem breiteren Publikum 
zugänglich zu machen. Zusätzlich ha-
ben wir unser Projekt mit einem Work-
In-Progress Blog (https://userblogs.fu-
berlin.de/macht-forschung-politik/) be-
gleitet.  Wir konnten herausfinden, dass 
Politikberatung in erster Linie eine Ent-
scheidungsgrundlage für Politiker:innen 
darstellen soll, basierend auf einer Auf-
bereitung von Fakten, möglichen Zu-
kunftsszenarien und Handlungsoptio-
nen. Beide Seiten, sowohl die der Wis-
senschaft als auch die der Politik, ge-
ben an, von dem Austausch zu profitie-
ren, sie erkennen jedoch auch ein Prob-
lem in der immerwährenden zeitlichen 
Knappheit. Insbesondere die Wissen-
schaft muss sich dabei dem schnellen 
politischen Geschäft anpassen. Da sich 

der konkrete Einfluss bestimmter politi-
scher Beratung auf die politische Ent-
scheidungsfindung meist nicht zurück-
verfolgen lässt, gilt es, andere Kriterien 
zur Bewertung „guter“ Politikberatung 
heranzuziehen.  
  
Fallauswahl und Relevanz  
Wir rücken die Politikberatung während 
der Russland-Ukraine-Krise (2013 bis 
2015) in den Fokus unserer Analyse. 
Nach dem Zusammenbruch der Sowjet-
union und dem Ende des Kalten Krie-
ges sank die Nachfrage nach Osteuro-
paforschung und seiner Expertise, weil 
der Westen sich nicht mehr vom “Ost-
block” bedroht fühlte. Die völkerrechts-
widrige Annexion der Krim (2014) durch 
Russland sorgte für schwere Unruhen 
im Osten der Ukraine. Ein Abebben die-
ser Unruhen war nicht in Sicht, weshalb 
die Auseinandersetzungen für das „er-
forderliche Adrenalin“ in Europa sorg-
ten. Ein Krieg mitten in Europa konnte 
nicht ohne Auswirkungen auf die restli-
che Welt bleiben. Das plötzliche und 
unerwartete Handeln Russlands 
machte dieses außenpolitisch zu einem 
unberechenbaren und gefährlichen 
Partner. Die fehlende Kooperationsbe-
reitschaft und Provokationen der russi-
schen Seite zeigten, wie groß der Be-
darf an Russland- und Osteuropaken-
ner:innen tatsächlich ist.  
Zusammenarbeit zwischen Politikbera-
tung und Politik nimmt in Zeiten akuter 
Krisen zu. Diese sind ein Signal für „real 
time“-Reaktionen und handlungsrele-
vantes Wissen. Die Osteuropafor-
schung wurde von der Russland-Ukra-
ine-Krise erschüttert und musste im 
Zuge dessen Bereitschaft zeigen, Ein-
schätzungen, Prognosen und Hand-
lungsempfehlungen auszusprechen, 
um von der Politik als operative Politik-
beratung, die juristische Normen und 
politische Abläufe kennt, verstanden 
und angefordert zu werden. Um ein 
Verständnis für Politikberatung zu ge-
winnen, bietet sich die Russland-Ukra-
ine-Krise als international und politisch 
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relevantes Fallbeispiel dementspre-
chend gut an. 
  
Methodisches Vorgehen 
Um unsere Fragen beantworten zu kön-
nen, hielten wir es für sinnvoll, unsere 
Literaturrecherche mit praktischen Er-
fahrungen der jeweiligen Berater:innen 
bzw. Beratenden zu verknüpfen. Wir 
suchten spannende Inter-
viewpartner:innen, die möglichst wäh-
rend unserer Untersuchungsperiode 
“aktiv” und mit der Problematik rund um 
die Ostukraine und dem osteuropäi-
schen Raum konfrontiert waren. Infrage 
kamen Politiker:innen oder Referent:in-
nen, die in der Außenpolitik (Auswärti-
ges Amt, Bundesregierung, o.Ä.) be-
schäftigt waren und die Russland-Ukra-
ine-Krise “live” miterlebten. Außerdem 
benötigen wir Expert:innen (Regio-
nalspezialist:innen, Osteuropafor-
scher:innen), welche in der wissen-
schaftlichen Politikberatung tätig waren 
und bei der Untersuchung der Vor-
kommnisse während der Russland-Uk-
raine-Krise mitwirkten (bspw. Centre for 
European Policy Studies, Wirtschafts-
forschung, Osteuropainstitute verschie-
dener Hochschulen). 
  
1. Episode 
Die erste Episode unseres Podcasts 
stellt eine Einleitungsfolge dar. Wir ha-
ben verschiedene steile Thesen rund 
um den Konflikt zwischen Russland und 
der Ukraine 2013-2014 aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln diskutiert, um 
die Konfliktbehaftung und auch die Re-
levanz der Thematik zu verdeutlichen. 
Um auch Hörer:innen zu erreichen, die 
noch nicht mit allen Details des Kon-
flikts und seiner Bedeutung für die inter-
nationalen Beziehungen vertraut sind, 
haben wir außerdem ein Interview mit 
der Historikerin und Ukraine-Expertin 
Dr. Ricarda Vulpius geführt. Das bes-
sere Verständnis des Konflikts half nicht 
nur uns in unserer Arbeit, sondern ist 
auch für die Hörer:innen eine gute 
Grundlage, um anhand der Thematik 

grundsätzliche Vorgänge in der wissen-
schaftlichen Politikberatung zu verste-
hen. 
 
 

 
Bild von Pixabay 
 
2. Episode 
In unserer zweiten Episode wollen wir 
die Frage beantworten: Was ist eigent-
lich Politikberatung und wie läuft sie ab? 
Um diese Frage zu beantworten, neh-
men wir unsere Daten aus den Inter-
views und spielen hier auch zwei inte-
ressante Interviewausschnitte ein. 
“Also im Prinzip geht es [bei Politikbera-
tung] darum, eine bessere Entschei-
dungsgrundlage zu schaffen für Ent-
scheidungsträger:innen, indem sie mit 
den Argumenten vertraut [gemacht wer-
den], die für eine gewisse Politik oder 
gegen eine andere sprechen” (ano-
nyme:r Interviewpartner:in). Dazu nutzt 
man verschiedene direkte und indirekte 
Kanäle, unter anderem (in-)formelle 
Gespräche, Veranstaltungen, Studien 
und Policy Paper und Medienauftritte. 
Hierzu kommen Politikberatungsange-
bote von verschiedenen Akteuren, wie 
Privatpersonen, Beratungsagenturen, 
Stiftungen oder Universitäten, die so 
versuchen, Einfluss auf politische Ent-
scheidungen zu nehmen. 
 
3. Episode 
In den Interviews erkundigten wir uns 
ebenfalls nach den Motiven der Wis-
senschaftler:innen, zu beraten. Die 
meisten wollten zu einer informierteren 
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Debatte und wissenschaftlich fundier-
ten Entscheidungen beitragen. Eine ge-
wisse “Expert:innenarroganz” basie-
rend auf dem perzipierten eigenen 
Mehrwissen spielt ebenfalls eine Rolle. 
Darüber hinaus schätzen Wissen-
schaftler:innen aber auch den Aus-
tausch mit Politikschaffenden, weil 
diese über andere und oftmals auch 
bessere Informationen als sie selbst 
verfügen, sie die Überlegungen und 
Entscheidungskalküle besser nachvoll-
ziehen können. Das inspiriert oft auch 
neue Forschung. Darüber hinaus wol-
len einige Wissenschaftler:innen auch 
Einfluss nehmen und ihrem akademi-
schen Wissen praktische Relevanz ver-
leihen. 
Wissenschaftler:innen und Politiker:in-
nen zeichnen ein ähnliches Bild, warum 
Politiker:innen Beratung suchen. Hin-
tergrundinformationen, das Herausar-
beiten von Trends, Konstanten oder 
Handlungsmechanismen spielen eine 
Rolle. Ebenso erfüllt Politikberatung 
eine Art “Wachtdog”-Rolle. Wissen-
schaftler:innen beobachten und weisen 
Politiker:innen auf Sachverhalte hin, die 
sich unter dem politischen Wahrneh-
mungsradar abspielen. Darüber hinaus 
dient der Austausch auch dem Sparring 
von Argumenten und dem Erlernen 
neuer Handlungsoptionen, die noch 
nicht bedacht wurden. 
 
4. Episode 
Episode 4 widmet sich den Handlungs-
logiken, denen Wissenschaft und Politik 
unterliegen und soll Schwierigkeiten 
und Chancen aufzeigen, die sich aus 
der Zusammenarbeit von Beratenden 
und Beratenen ergeben. Aus den Ge-
sprächen konnten wir schließen, dass 
besonders Zeit ein Faktor ist, der dazu 
beiträgt, dass sich Wissenschaft und 
Politik in einem Spannungsverhältnis 
zueinander befinden. Sei es nun, weil 
wissenschaftlichen Beratenden nicht 
genug Zeit eingeräumt wird, umfängli-
che Analysen vorzustellen oder weil im-
mer komplexere Herausforderungen, 

PolitikerInnen im Austausch mit Bera-
tenden nur Zeit für eine Diskussion zu-
gespitzter Statements zulassen. Durch 
zeitliche Verknappung lastet ein großer 
Meinungsdruck auf Beratenden, der 
zum Verlust von Sachlichkeit und zu 
Frust führen kann. Dennoch kann wis-
senschaftliche Beratung stattfinden, 
was aber ein Verständnis des Politikbe-
triebs auf Seiten der Beratenden vo-
raussetzt. Es ist die Wissenschaft, die 
sich dem Rhythmus der Politik anpas-
sen muss. Gelingt dies, und begegnen 
sich beide Parteien auf Augenhöhe, 
kann ein fruchtbarer Austausch stattfin-
den. 
 
5. Episode 
In der letzten Episode unseres Po-
dcasts setzen wir uns mit der Frage 
auseinander, wie viel Einfluss wissen-
schaftliche Politikberatung auf politi-
sche Entscheidungsfindung hat. Außer-
dem diskutieren wir darüber, welche 
Charakteristika „guter“ wissenschaftli-
cher Politikberatung sich definieren las-
sen. Dank unserer Interviewpartner:in-
nen erkennen wir schnell, Einfluss auf 
den politischen Betrieb oder politische 
Akteure, lässt sich nur in Ausnahmefäl-
len und ohne Sicherheit nachvollziehen. 
Wenn Input zurückverfolgt werden 
kann, dann oft, weil Formulierungen 
aus Strategiepapieren wiedererkannt 
werden oder weil Entscheidungen aus 
konkreten und längerfristigen Projekten 
hervorgegangen sind. Letztlich stellte 
Einfluss sich aber nicht als hilfreichen 
Frame dar. Deshalb rückten wir von un-
serer ursprünglichen Annahme, wissen-
schaftliche Politikberatung sei gut, 
wenn sie Einfluss hat, ab. Stattdessen 
eröffnete sich uns ein Portfolio an Cha-
rakteristika „guter“ Politikberatung. 
Dazu gehörten Authentizität des Bera-
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tenden, Nachhaltigkeit der Kommunika-
tion und die Produktion gegenseitiger 
Lerneffekte durch den Austausch. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



12 
 

2. 1968 am OEI – Eine Annä-
herung an die Vergan-
genheit. Im Gespräch. Im 
Archiv 
 

Anusch Arash, Elisa Eveilleau und Lu-
kas Daub  
 

 
© Private Bildaufnahme/ Gretchen Dutschke-Klotz, 
2021 
 
Das Ziel dieses Projekts bestand darin, 
das Osteuropa-Institut 70 Jahre nach 
seiner Gründung, aber vor allem mehr 
als 50 Jahre nach den Studentenpro-
testen 1968 zu beleuchten. Im Zuge un-
serer Projektarbeit wollten wir heraus-
finden, welche Auswirkungen die Stu-
dentenbewegungen und Studierenden-
proteste auf das Osteuropa-Institut 
selbst hatten, aber auch, welche Per-
spektiven und Wünsche die damals be-
teiligten Studierenden hatten. Wie bli-
cken sie heute auf die Studierenden 
und den Universitätsbetrieb? Wie war 
der Kontakt zu Studierenden an osteu-
ropäischen Universitäten?  
Zu diesem Zweck haben wir in den Ar-
chiven des Osteuropa-Instituts recher-
chiert und ehemalige Student:innen 
kontaktiert, um ein Zeitzeuginnen-Ge-
spräch zu führen. Die Ergebnisse unse-
rer Arbeit mündeten in einen Podcast 
mit Gretchen Dutschke-Klotz, der ehe-
maligen Studentenaktivistin, Autorin 
und Ehefrau des Wortführers der Stu-
dentenbewegung der 1960er-Jahre, 
Rudi Dutschke. 

Projektablauf und methodisches 
Vorgehen 
Die damalige „Studentenbewegung” 
war prägend für die politische Ge-
schichte der alten Bundesrepublik. 
Übergeordnetes Ziel von uns war, die 
individuellen Erfahrungen von Zeit-
zeug:innen mit der Forschung aus jener 
Zeit zu verbinden. Im Rahmen unseres 
Podcast- und Archivprojekt haben wir 
uns zum einen mit der Forschung am 
OEI auseinandergesetzt: Haben sich 
die Veröffentlichungen vor und nach 
dem Ende der 60er-Jahre verändert? 
Lassen sich Tendenzen erkennen? 
Welche Entwicklungen gab es am Insti-
tut selbst?  
Zum anderen möchten wir eine Platt-
form für persönliche Erfahrungen von 
Zeitzeug:innen bieten: Wie haben ehe-
malige OEI-Studierende die Zeit wahr-
genommen? Was für Vorstellungen und 
Wünsche hatten sie damals? Wie bli-
cken sie heute auf die Studierenden-
schaft, soziale Bewegungen und den 
Universitätsbetrieb? Wie war der Kon-
takt zu Studierenden an osteuropäi-
schen Universitäten?  
Um Antworten auf unsere Forschungs-
fragen zu finden, wählten wir zwei An-
sätze:  Zeitzeug:innen-Gespräche und 
Archivrecherche. Das Zeitzeug:innen-
Gespräch soll erfolgen, damit ein mög-
lichst ungefiltertes Bild der Erfahrungen 
der Gesprächspartner:innen wiederge-
ben und mit unseren Recherchen ein-
geordnet werden kann. Nach einer ers-
ten Recherche wurde im Zuge eines 
Vorbereitungsgespräch ein Interview-
leitfaden erarbeitet. Anhand von Doku-
menten, Protokollen und Zeitungsbe-
richten möchten wir außerdem die his-
torischen Überlieferungen und Entwick-
lungen innerhalb der Studierenden-
schaft am OEI kontextualisieren. 
Veröffentlicht werden unsere Ergeb-
nisse in einem Podcast mit wechseln-
den Themenblöcken. Entstehen soll so-
mit ein Projekt, welches Forschenden 
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als auch der interessierten Öffentlich-
keit einen Einblick in die damalige Zeit 
gibt. 
 
Aufbruchstimmung  
Die 1968er-Jahre waren in vielerlei Hin-
sicht eine Zeit des Aufbruchs: die Pro-
teste gegen den Vietnamkrieg, die anti-
autoritäre Bewegung, demokratische 
Aufbrüche im Osten, die Niederschla-
gung des Prager Frühlings. Neue Le-
bensweisen wurden gefordert und aus-
probiert. Studentinnen und Studenten in 
Berlin waren besonders aktiv in dieser 
Bewegung. Viele bekannte Namen sind 
eng mit der FU Berlin verbunden. 
Auch am Osteuropa-Institut fand dies 
seinen Niederschlag. Allerdings stand 
das Institut nicht so im Zentrum der Pro-
teste wie das benachbarte Otto-Suhr-
Institut für Politikwissenschaft. Zugleich 
wandelte sich der Blick auf Osteuropa. 
Nur zwei Jahre später erkannte Willy 
Brandt mit der Unterzeichnung des 
Warschauer Vertrags die deutsche Ost-
grenze 25 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs an. Sein Kniefall in 
Warschau vor dem Mahnmal im ehe-
maligen Getto markierte eine neue 
Phase der Auseinandersetzung mit der 
deutschen Schuld. 
 
Ein konservatives Institut? 
In den Gründungsjahren des Instituts 
dominierten NS-belastete Professoren 
am OEI. Mit dem Marxismus-Leninis-
mus-Projekt kamen wichtige Impulse 
aus der deutschsprachigen Exilwissen-
schaft und der US-amerikanischen For-
schung nach Berlin. Linke Intellektuelle 
wie Franz Neumann und Herbert Mar-
cuse befanden sich in einem jahrelan-
gen Dialog mit den Vertretern des OEI. 
Der Historiker Werner Philipp begann 
Anfang der 1960er Jahre selbstreflexiv 
den Bruch mit der Ostforschung öffent-
lich zu fordern und neue Wege der Ost-
europa-Forschung aufzumachen. Der 
Soziologie-Professor Hans-Joachim 
Lieber, von 1965 an auch Rektor der 

FU, prägte eine Generation progressi-
ver Wissenschaftler, wie z.B. René Ahl-
berg und Klaus Meschkat. Zu seinen 
Studenten zählte auch Rudi Dutschke. 
 
Die Dutschkes am OEI 
Zwei zentrale Protagonist:innen der 
Studentenbewegung studierten am 
OEI: Gretchen und Rudi Dutschke. Rudi 
Dutschke war zudem studentische 
Hilfskraft in der Abteilung Soziologie 
des Instituts. Das Ehepaar engagierte 
sich im Sozialistischen Deutschen Stu-
dentenbund (SDS). Gretchen 
Dutschke-Klotz war Mitbegründerin des 
Arbeitskreises Frauen im SDS, einer 
Keimzelle der deutschen Frauenbewe-
gung. Als Studierende waren Gretchen 
und Rudi Dutschke nach der Wahl Ale-
xander Dubčeks in Prag und erlebten 
als Augenzeug:innen die Tage des Pra-
ger Frühlings. 
 

 
© Private Bildaufnahme/ Gretchen Dutschke-Klotz: 
Hochzeitsfoto 1965 
 
Gretchen Dutschke-Klotz: 
Dutschke-Klotz, 1942 in Oak Park, Il-
linois geboren, ist Autorin und ehema-
lige Studentenaktivistin. 1964 lernte sie 
Rudi Dutschke in Berlin kennen. Nach 
kurzem Aufenthalt in den USA kehrte 
sie 1965 zurück und heiratete ihn im da-
rauffolgenden Jahr. 1966 studierte sie 
Theologie und russische Geschichte 
am Osteuropa-Institut FU-Berlin. Nach 
dem Attentat und dem Tod Rudi 
Dutschkes verließ sie Deutschland. Seit 
2010 lebt sie wieder in Berlin und ver-
fasste Bücher über Rudi Dutschke und 
der Zeit der Studentenproteste.  
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© Private Bildaufnahme/ Gretchen Dutschke-
Klotz, 2021 
 
Das Interview mit Gretchen 
Dutschke-Klotz 
Gretchen Dutschke-Klotz, eine Symbol-
figur der Studentenrevolte von 1968, er-
zählte uns bei unserem Vorbereitungs-
treffen am 16. Juni 2021 und bei der 
Durchführung unseres Interviews am 
08. Juli 2021 ihre Geschichte. Dabei 
sprach sie sowohl von ihrer Ankunft in 
Berlin 1964, als auch ihre Beziehung zu 
Rudi Dutschke und ihr gemeinsames 
politisches Engagement.  
Im Verlauf erwähnte sie ihre Verbin-
dung zu Osteuropa und beschrieb ihr 
Engagement jenseits der Türen des 
OEI-Campus, insbesondere während 
der Zeit des Prager-Frühlings und der 
Wahl von Alexander Dubček in der 
Tschechoslowakei, dem sie und Rudi 
beiwohnten. Im Gespräch beschreibt 
sie die Stimmung als hoffnungsvollen 
Momentum auf den Prager Straßen. 
Die Proteste nahm sie „mehr wie ein 
großes Tanzen – als eine Demonstra-
tion“ wahr. Darüber hinaus sprach sie 
mit uns über die Bedeutung der damali-
gen Studentenbewegung und ihre Hoff-
nung auf eine solidarischere Welt.  
 
Auszug aus dem Gespräch 
  

Projektgruppe: „Wie schauen Sie auf die 
Herausforderungen der heutigen Zeit?“ 

Gretchen Dutschke-Klotz: „Naja, also ich 
denke wir hatten damals Hoffnung. Wir 
hatten wirklich Hoffnung das das gelin-
gen würde. Ich denke schon als die Sow-
jetunion den Prager Frühling kaputt ge-
macht hat, war viel Hoffnung zerstört ge-
wesen. […] Die damalige Bewegung 
wuchs damals immer mehr und mehr und 
auf der ganzen Welt. Damit verbunden 
war die große Hoffnung, dass sich Ver-
änderungen durchführen könnten. Und 
dass man den Kapitalismus vielleicht zu 
einem Ende bringen könnte und eine an-
dere Gesellschaft schaffen könnte, eine 
die nicht wie die Sowjetunion und nicht 
wie im Westen war. Heute? (lacht) Also 
mein Eindruck ist nicht gut. Aber vielleicht 
ist das Falsch. Aber was man sieht. Also 
ich denke die Situation ist drastisch. Weil 
ich glaube die Umweltfrage ist sehr drin-
gend. Aber die Menschen sind nicht be-
reit das zu tun, was notwendig ist. Sie se-
hen das nur als ein Angriff gegen sich 
und nicht als eine Hoffnung auf etwas 
Besseres. Ich kann nicht mehr mein Auto 
fahren – also bin ich dagegen.  Die jun-
gen Leute müssen was machen. Ich 
hoffe sie werden sagen: „Ich muss doch 
was machen!“. Wenn ich an meine Enkel-
kinder denke – die werden leiden! 

 
Archivarbeit – Wie politisch war das 
OEI? 
Die Ausrichtung des Osteuropa-Insti-
tuts zum Ende der 60er-Jahre lässt sich 
ohne bekannte Niederschriften bzw. O-
Töne damaliger Professor:innen, die 
sich mit diesem Thema auseinander-
setzen, nur schwer nachvollziehen. Aus 
dem zugänglichen Archivmaterial soll 
daher eine Annäherung versucht wer-
den. 
Genutzt wird neben dem Archivmaterial 
aus dem Osteuropa-Institut eine Auflis-
tung der wissenschaftlichen Arbeiten, 
entnommen aus den Mitteilungsblättern 
des „Koordinationsausschuß für Osteu-
ropaforschung“. Die Analyse umfasst 
die Veröffentlichungen und For-
schungsvorhaben vom 01.01.1967 bis 
zum 01.05.1971. Die Mitteilungsblätter 
können als Versuch verstanden wer-
den, sich innerhalb der Osteuropafor-
schung über den jeweiligen aktuellen 
Stand der Institutionen gegenseitig zu 
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informieren. Sie enthalten Veröffentli-
chungen der Institutionen selbst, Habili-
tationsschriften, Dissertationen sowie 
begonnene Forschungsvorhaben. Fer-
ner wird über Veranstaltungen der Insti-
tutionen und etwaige Personalverände-
rungen informiert. Aufgeführt werden in 
den Mitteilungsblättern Universitäten 
und andere wissenschaftliche Institutio-
nen, die sich in ihrer Forschung mit Ost-
europa bzw. Südosteuropa auseinan-
dersetzen. Der Koordinationsaus-
schuss entscheidet dabei selbstständig, 
ob die jeweilige Forschungseinrichtung 
die Kriterien erfüllt, wie aus der Begrü-
ßung des osteuropäischen Forschungs-
bereich der Universität Köln, der sich 
anscheinend erfolgreich beworben 
hatte, hervorgeht. 
 
Beim Blick auf die Veröffentlichungen 
und Forschungsvorhaben des Osteu-
ropa-Instituts der Freien Universität 
wird deutlich, dass der Schwerpunkt auf 
der Abteilung der Slawistik sowie auf 
dem der Wirtschaft in Osteuropa liegt. 
Von 65 Veröffentlichungen im beschrie-
benen Zeitraum sind 15 dem Bereich 
der Slawistik sowie 12 dem Bereich der 
Wirtschaft zuzuordnen. Dies entspricht 
einem Gesamtanteil von ca. 42 Pro-
zent. Bei den Forschungsvorhaben wird 
allerdings deutlich, dass ihr Anteil abzu-
nehmen scheint. Hier decken die bei-
den Bereiche nur gut ein Viertel ab. Ei-
nen deutlich wachsenden Anteil haben 
die Bereiche Recht sowie der in dieser 
Arbeit zusammengefasste Bereich von 
Vorhaben mit soziologischen, ge-
schichtlichen oder politischen Aspekten 
(ebenfalls rund ein Viertel). Die Fallzahl 
von nur 21 dokumentierten For-
schungsvorhaben lässt jedoch nur be-
dingt Rückschlüsse zu. 
Die offiziellen Bereiche, nach denen 
sich das OEI zu dieser Zeit differen-
zierte, waren  „Slawistik“, „Wirtschaft“, 
„Osteuropäisches Recht“, „Bildung in 
Osteuropa“, „Medizingeschichte in Ost-
europa“, „Geschichte in Osteuropa“ und 
„Soziologie“. Wie groß die einzelnen 

Bereiche im Verhältnis zueinander wa-
ren, ist aus dem Archivmaterial nur 
schwer nachvollziehbar. Einzig der Be-
reich der Slawistik mit seinen drei Lehr-
stühlen lässt sich als wichtigster Teil 
identifizieren. 
Mit aktuellen Geschehnissen z. B. dem 
Prager Frühling, dem Volksaufstand in 
Ungarn oder anderen Entwicklungen im 
Ostblock bzw. in der Beziehung des 
Ostblocks zur BRD, befassen sich die 
Veröffentlichungen und Vorhaben kaum 
bis gar nicht. Lediglich im Bereich der 
Soziologie können die Titel einzelner 
Vorhaben mit dem Zeitgeschehen in 
Verbindung gebracht werden. Der 
Großteil der Veröffentlichungen am OEI 
zum Ende der 1960er-Jahre befasst 
sich mit ‚unpolitischeren‘ Themen wie 
„Gewässernamen in Russland“, der 
„Schlacht um Kasan 1487“ oder mit 
dem „Verwaltungsrecht der DDR“. 
Alles in allem kann angenommen wer-
den, dass aktuelle Geschehnisse sei-
tens Forschung und Lehre eine unter-
geordnete Rolle spielten, dies wird vor 
allem im Vergleich zu anderen Instituti-
onen der Osteuropaforschung in der 
BRD deutlich. Dies könnte darauf hin-
deuten, dass die Zeit der 68er auf For-
schung und Lehre im Vergleich zu den 
Studierenden kaum eine Auswirkung 
hatte.  
 
Die Ergebnisse unserer Arbeit und der 
Podcast wird auf folgender Seite einzu-
sehen sein: https://1968amosteuro-
painstitut.wordpress.com/ 
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3. Feministische For-
schung – früher und 
heute 

 
Florica Barth, Myriel Baumgart, Felix 
Duckert, Laura Höner und Maria 
Strejckova  
 
Abstract 
Wie bewerten moderne Wissenschaft-
ler:innen aus der Feminismus- bezie-
hungsweise Genderforschung die histo-
rischen Entwicklungen im sozialisti-
schen Osteuropa und den heutigen Sta-
tus Quo?   
Dieser Fragestellung sind wir in unse-
rem Projekt nachgegangen. Dieses 
baut auf der Analyse von Interviews mit 
verschiedenen Expert:innen aus 
Deutschland, Tschechien, Russland 
und der Ukraine auf, die durch Lehr-
stühle in Gender Studies oder allgemei-
nes Interesse mit dem Thema verbun-
den sind. 
Diese Broschüre beinhaltet einen 
Raum- und Zeitvergleich über den Fe-
minismus, seine Forschung sowie die 
Entstehung und Adaptierung der Gen-
der Studies im Osten Europas seit den 
1980er-Jahren sowie die Etablierung 
und Entwicklung ebendieser Gender 
Studies heute am Beispiel des postsow-
jetischen Russlands und, im Vergleich, 
dem des heutigen Tschechiens. Es 
werden Erfolge, Rückschläge, Hürden 
und ein möglicher Ausblick für die Zu-
kunft der wissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung mit dem Thema dargelegt. 
 
Feministische Gedanken und Bewe-
gungen gibt es in Europa seit dem 19. 
Jahrhundert. Ziel dieser Bewegungen 
waren mehr Anerkennung und finanzi-
elle Unabhängigkeit der Frau in einer 
stark patriarchal geprägten Gesell-
schaft. Mit dem Aufkommen des Sozia-
lismus wurden im 20. Jahrhundert auf 
politischer und soziologischer Ebene 
die Sichtweise auf die Frau sowie ihre 
gesellschaftliche Rolle neu bewertet, 

wenn auch nicht komplett revidiert: von 
erzieherischen und häuslichen Tätigkei-
ten wurde sie im sozialistischen Alltag 
der sich neu formierenden Staaten im 
Osten Europas zunehmend zu einer ar-
beitstätigen Kraftzelle der Arbeiter-
masse. Das bedeutete allerdings nicht, 
dass sie von der Hausarbeit und der 
Kindererziehung entbunden war. Rela-
tiv unberührt schien der gesamte Ost-
block von der folgenden Wiedergeburt 
und zweiten Welle des Feminismus in 
den 60er- beziehungsweise 80er-Jah-
ren. Nach dem Zusammenbruch des 
Sozialismus scheinen konservative 
Frauenbilder das Bild des östlichen Eu-
ropas wieder zu dominieren.  
Fakt ist aber auch: Heutzutage gibt es 
eine eigene Forschung über all die ge-
sellschaftlichen und sozialen Aspekte 
des modernen Diskurses über die Frau, 
die sogenannte Feminismusforschung, 
die eng mit den Gender Studies verbun-
den ist. Die Genderforschung ist eine 
relativ neue Institution, das Fach Gen-
der Studies an höheren Bildungsinstitu-
tionen wirkt einerseits etabliert, beson-
ders in der westlichen Hemisphäre, an-
dererseits gibt es Strömungen in ost- 
und westeuropäischen Gesellschaften 
und politische Bestrebungen, dieses 
wieder aus Universitäten, Hochschulen 
und anderen Aspekten des Lebens zu 
verbannen.  
Der Werdegang des damaligen sozia-
listischen und modernen kapitalisti-
schen Russlands aus Sicht der Gender-
forschung hing stark mit einem seiner 
radikalsten politischen Machthaber, Jo-
sef Stalin, zusammen: dieser sah 
Frauen als Arbeiterinnen und Wirtschaf-
terinnen ebenso wie als wichtige Produ-
zentinnen des sozialistischen Nach-
wuchses. Somit galt die Frauenfrage 
als geklärt und eine wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit der ge-
schlechtsspezifischen Thematik gab es 
offiziell nicht. Erst gegen Ende und 
nach Zerfall des sozialistischen Sys-
tems wurden Zentren für die wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit 
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Genderforschung gegründet, so wie 
Moskau, Charkiv und Ivanovo; weiter-
hin begann zum Beispiel die Universität 
von Kasan bereits 1991, Gender Stu-
dies als Studiengang anzubieten, an-
dere Städte Russlands folgten dem Bei-
spiel. Wissenschaftler:innen und Dozie-
rende griffen das Thema mit Enthusias-
mus auf, auch der Staat unterstützte 
zeitweise die damit verbundenen insti-
tutionellen Gründungen und andere Bil-
dungsangebote.  
Tschechien war zu Zeiten der Sowjet-
union ein mit der heutigen Slowakei ver-
bundener, dem sozialistischen Block 
zugehöriger Satellitenstaat. Es gab 
durchaus Überschneidungen in einigen 
Punkten des alltäglichen Lebens: es 
gab eine politisch-offizielle Gleichstel-
lung der Frau in Arbeit und Bezahlung, 
ohne aber die „zweite Schicht“ der Frau, 
Haushalt und Kinderbetreuung, anders 
zu bewerten. Dieser Staat hatte aber 
trotz der Bindung an die Union eine ei-
gene Dynamik in Gesellschaft und Wirt-
schaft, es gab etwa eine 30-Prozent-
Frauenquote in der tschechoslowaki-
schen Politikebene, von der Expert:in-
nen aber heute sagen, dass man 
Frauen dennoch nie in höheren Positio-
nen gesehen habe. Aber eben auch in 
der Sicht auf die Stellung der Frau in 
beiden Feldern und in der Forschung 
und dadurch eine andere Entwicklung 
vollzogen. Nach dem Ende der UdSSR 
suchte Tschechien die Nähe zum Wes-
ten Europas und wurde somit anders 
mit der westlichen 

Feminismus- be-
ziehungsweise 

Genderfor-
schung kon-
frontiert als das 
neu entstan-
dene Russland 

nach dessen Un-
abhängigkeit 1991. 

Diese Demokratisierung 
und Anlehnung an den 
Westen bedeuteten aber  
 

Bild von Pixabay  
nicht gleich einen Vorteil für die Frauen-
bewegung: Die Wissenschaft bemän-
gelte eine rapide Abnahme erwerbstäti-
ger Frauen in den 1990er-Jahren, auch 
wenn diese nun mehr zwischen Familie 
und Beruf wählen konnten. Der Weg zu-
rück in die Mutterrolle schien vielen 
Frauen angesichts der gesellschaftli-
chen Lage als die bessere Variante. Zu-
dem wurde der Feminismus von viele 
tschechischen Frauen als “exotischer 
Import aus dem Westen” gesehen, die 
postsowjetisch-russische politische 
Konservative sieht in der Gleichstel-
lungsfrage einen “westlichen Wahn-
sinn” (Lissjutkina, Larisa).  
Die Osterweiterung der EU seit 2004, 
ein eigentlich politisch-soziales Ereig-
nis, wird bis heute kontrovers in der For-
schung diskutiert. Einerseits wurden 
Frauen und Wissenschaftler:innen mit 
neuen EU-Vorgaben konfrontiert, ande-
rerseits ging die Sorge im Westen um, 
die Erweiterung gen Osten bringe einen 
Rückschritt in der Gemeinschaft. Ange-
sichts der jüngsten Geschehnisse in 
Ungarn und Polen auf politischer Ebene 
ist die Öffentlichkeit besorgt, dass be-
reits erreichte Meilensteine in der 
Gleichberechtigung wieder auf dem 
Spiel stehen. 
Alle für dieses Projekt interviewten 
Russland-Expert:innen sprechen von 
einer restriktiveren Gangart der Politik 
gegen die bereits erwähnten Pro-
gramme an Universitäten, Sommer-
schulen etc. in den letzten Jahren. Viele 
Projekte und wissenschaftliche Ausei-
nandersetzungen würden ins (meist eu-
ropäische) Ausland verlegt. Auch die 
Gesellschaft sei oft noch sehr kritisch 
und ablehnend gegenüber der For-
schung. 
Die tschechischen Expertinnen berich-
ten ebenfalls von Argwohn und Ableh-
nung vieler gegenüber dem Thema und 
der Forschung, wenn auch in Tsche-
chien eher Gender und Gender Studies 
kritisch gesehen werden. Dafür erfährt 
aber der Feminismus, wenn auch erst 
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langsam und seit kurzem, mehr und 
mehr Akzeptanz bei den Menschen und 
wird somit näher untersucht, ohne Re-
pressionen von politischer Seite. Vielen 
Frauen würde erst jetzt die Thematik 
bewusst, daher werden NGOs gegrün-
det und Forschungsmöglichkeiten ver-
stärkt in Anspruch genommen. 
Tschechien und Russland sind durch 
verschiedene Entwicklungen in der Fe-
minismus- beziehungsweise Gender-
forschung gegangen. Einerseits gibt es 
Ähnlichkeiten in Alltag und Arbeit, ande-
rerseits gab es Unterschiede in der Um-
setzung und im Status der wissen-
schaftlichen und gesellschaftlichen 
Auseinandersetzung mit der Thematik. 
Tschechien hatte keinen kommunisti-
schen Apparat, der die Frage einfach 
als geklärt abtat, Russland dafür keine 
30-Prozent-Quote in der Politik, was 
letztendlich keine Erleichterung bei bei-
den Ländern bedeutete.  
Das heißt aber nicht, dass es keinen 
Diskurs zum Thema Gender und 
Frauen in der Wissenschaft gegeben 
hat. Dieser ist seit den 1980ern in Sow-
jetrussland und in der damaligen 
Tschechoslowakei erkennbar. Unsere 
Expert:innen berichten von verschiede-
nen und unterschiedlich intensiven 
Adaptionen des Feminismus in der Ge-
sellschaft sowie der Forschung und 
konnten dementsprechend diverse 
Aussagen zur Situation aus Sicht der 
Wissenschaft in beiden Ländern ma-
chen. Unter anderem war interessant, 
dass es im postsowjetischen Raum zu-
nächst nicht als Gender Studies, son-
dern als Feminologie bezeichnet wurde, 
was als ein Abgrenzungsversuch vom 
westlichen Diskurs gedeutet werden 
kann. Diese Bezeichnung hat allerdings 
keinerlei Relevanz in der späten Tsche-
choslowakei oder dem heutigen Tsche-
chien. Im tschechischen Diskurs ist das 
Wort Feminismus Teil der Problematik, 
auch weil es bis heute oft als Schimpf-
wort genutzt wird. Selbstverständlich 
gibt es aber auch Überschneidungen 

einzelner Feststellungen, Expert:innen 
für den russischen Raum beschrieben 
in den Interviews etwa, wie sich unter 
Vladimir Putins die Situation der Bil-
dungsstätten und Forschungsmöglich-
keiten verschlechtert habe und unge-
wiss sei, ob es weiter bergab gehe oder 
der zukünftige politische Erbe Putins ei-
nen anderen Weg gehen werde. Auch 
auf tschechischer Seite ist ungewiss, 
wie etwa die derzeitigen politischen 
Entwicklungen in Polen und Ungarn die 
hiesige Stimmung und Herangehens-
weise an die Forschung zu Gender und 
damit zum Feminismus beeinflussen 
werden. 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4. Frauen in der Wissen-
schaft am Beispiel des Ost-
europa-Instituts 
 
Klaudia Broßzeit 
 
An der Freien Universität wurde im 
Jahre 1989 ein großer Meilenstein im 
Bereich der Gleichstellung der Ge-
schlechter gesetzt. Nach der Kommis-
sion zur Förderung von Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und dem Plenum der 
Frauenbeauftragten folgte im darauffol-
genden Jahr der Zentrale Frauenrat, 
welcher von den weiblichen Mitgliedern, 
der FU gewählt wird und die zentralen 
Frauenbeauftragten, sowie ihre Stell-
vertreterinnen in ihrem Amt unterstüt-
zen soll. Warum dies so wichtig ist, zei-
gen Zahlen des Statistischen Bundes-
amtes. Im Jahre 2019 kamen in 
Deutschland auf 36.139 männlich be-
setzte Hauptprofessuren lediglich 
12.408 Professorinnen. Demnach be-
trägt der Anteil der Frauen gerade ein-
mal etwas über 25 %, immerhin mit stei-
gender Tendenz. Diese Verteilungen 
mögen verwundern, denn bei den Ab-
schlussquoten sind Frauen stärker ver-
treten als ihre Mitstreiter. Erfreulich sind 
im Vergleich zur Besetzung der Haupt-
professuren zumindest die Zahlen der 
Habilitationen aus dem vergangenen 
Jahr, bei denen im Vergleich zum Jahr 
2010 der Frauenanteil in Deutschland 
um fünf Prozentpunkte auf 35 % gestie-
gen ist. Hier ist jedoch anzumerken, 
dass im Jahre 2020 24,5% weniger 
Männer ihre Habilitation abschlossen 
als noch vor zehn Jahren. 
Durchgesiebt wird bereits in der Post-
doc-Phase. Viele Nachwuchswissen-
schaftlerinnen versuchen den Spagat 
zwischen Karriere und Familienplanung 
erfolgreich zu meistern. Oftmals ste-
cken sie an diesem Punkt allerdings zu-
rück und müssen, falls sie sich doch für 
eine akademische Laufbahn entschei-
den, mit deutlich schlechteren Chancen 
auf eine unbefristete Stelle rechnen.  

Wegen ihres Geschlechts werden sie 
oftmals benachteiligt und müssen sich 
ihren Platz in der Wissenschaft hart er-
kämpfen. Daher sind etwa das Gleich-
stellungskonzept oder der Frauenför-
derplan aus dem akademischen Umfeld 
nicht mehr wegzudenken. 
 
Frauen am OEI 
Trotz der Genderungleichheiten hat es 
am OEI Frauen gegeben, welche das 
Institut geprägt haben. Dennoch, ein 
Blick auf die Fotografien der Einwei-
hungsfeier des OEI aus dem Jahre 
1961 verweist auf Frauen, die in der Re-
gel abseits vom eigentlichen Gesche-
hen sitzen, höchstens vereinzelt im 
Publikum ab der vierten Reihe. Ihre Na-
men herauszufinden war – ganz anders 
als bei den Männern – schier unmög-
lich. Heute wird nur mehr an die fünf 
Gründungsprofessoren und Willy 
Brandt erinnert. 
Beinahe in Vergessenheit geraten wäre 
auch Dr. Dora Fischer. Ihre nach über 
Jahrzehnten im Archiv gefundene Per-
sonalakte erzählt von einer Frau, der 
das OEI so einiges zu verdanken hat. 
Bereits in den 70er Jahren wurde sie in 
der Abteilung Landeskunde als Akade-
mische Oberrätin zur Professorin er-
nannt und ließ sogar ihren Eintritt in den 
Ruhestand um ein Semester verschie-
ben, um sich für die Verwirklichung ei-
ner Exkursion in das damalige „Sowjet-
mittelasien“ und Pakistan mit 15 Studie-
renden einzusetzen. Damit ist sie eine 
Vorreiterin der späteren Auslandsauf-
enthalte.  
 
Analyseergebnisse 
Mit dem Einstieg in die Wissenschaft di-
rekt nach dem Studienabschluss wei-
sen alle Interviewpartnerinnen aus der 
Berufsgruppe des wissenschaftlichen 
Personals eine „klassische“ Biografie 
auf. Vielfalt im Sinne aussagekräftiger 
branchenfremder Berufserfahrung oder 
einer für den wissenschaftlichen Be-
rufseinstieg untypischen Altersklasse 
gibt es nicht. Alle Befragten gaben an, 
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den Beruf als Wissenschaftlerin zu-
nächst nicht gezielt verfolgt zu haben, 
womit auch Begriffe wie „Strategie“ o-
der „strategisch“ keine Erwähnung fan-
den. Viel mehr kristallisierte sich der 
Wunsch nach einer wissenschaftlichen 
Karriere in der Endphase des Studiums 
heraus. Besonders hervorgehoben 
wurde in diesem Zusammenhang die 
Wertschätzung gegenüber Mentoren, 
zumal das wissenschaftliche Nach-
wuchspotential bei allen Befragten aus-
schließlich von Männern erkannt und 
gefördert wurde. Gleichzeitig wurde die 
Bedeutung von Frauen und ihr Wirken 
in der Wissenschaft unterstrichen, bei 
nicht konkreter Benennung weiblicher 
Vorbilder. Ob es zu den jeweiligen Zeit-
punkten überhaupt ausreichend Frauen 
in Schlüsselpositionen der betreffenden 
Disziplinen gegeben hat, ist unklar und 
bedarf einer weiteren Untersuchung.  
 

Fotograf: Reinhard Friedrich / FU Berlin, UA, 
Foto-Sig. RF0074-08 
 
Bei den Befragten, die sich neben dem 
Beruf eine eigene Familie aufbauten o-
der sich um familiären Angelegenheiten 
kümmern mussten wurde klar, dass die 
vorhandenen Fördermaßnahmen von 
Frauen keinesfalls ausreichen. Hier 
wurde zum Teil sogar eher vom Gegen-
teil gesprochen. Professorinnen muss-

ten sich unter Kolleginnen selbst unter-
stützen, hier und da Tipps austauschen, 
wie man das Familienleben und die ei-
gene Karriere halbwegs unter einen Hut 
bekommt. In fast allen Fällen waren die 
Frauen hier im Nachteil, auf sich allein 
gestellt und bekamen von ihren männli-
chen Kollegen kein Verständnis. Oben 
auf der Karriereleiter angekommen 
„weht ein ganz anderer Wind“ und sie 
sind auf sich allein gestellt. Selten wer-
den sie da noch von Kolleg:innen unter-
stützt oder gefördert. In diesem Bereich 
ist der Beruf der Akademiker:in noch 
sehr veraltet und bedarf einer dringen-
den Modernisierung. Aus den Inter-
views ist ebenfalls zu entnehmen, dass 
das Konzept der Gleichstellung selbst 
ein Dilemma erzeugt. Zum einen wollen 
die Frauen im Hinblick auf ihre Kariere 
nicht zurückstecken, gleichzeitig be-
kommen sie aber nicht genug Unter-
stützung und werden zum Teil für ihren 
Weg kritisiert. Es gibt einige Aspekte 
der Gleichstellung, die nicht biologisch 
veränderbar sind, weshalb in bestimm-
ten Bereichen bessere Konditionen ge-
schaffen werden müssen. Das Beispiel 
von Frau Dr. Dora Fischer zeigt beson-
ders gut, dass Frauen, die etwas geleis-
tet haben, zu schnell in Vergessenheit 
geraten und mehr Beachtung bekom-
men sollten. Es sollte mehr für Frauen 
in der Wissenschaft am Institut gewor-
ben werden und die Rahmenbedingun-
gen für eine Kariere in der Wissenschaft 
gezielter verbessert werden. Dies ist 
aber auch nur ein externer Faktor, der 
den Frauen am Institut helfen kann. Sie 
selbst sollten sich untereinander mehr 
schätzen, zuhören und unterstützen.   
Das Konzept der Gleichstellung an der 
FU und insbesondere der Frauenförder-
plan des OEI ist in der Theorie zumin-
dest vielversprechend, bedarf jedoch in 
der tatsächlichen Umsetzung eine An-
passung an die realen Bedingungen 
und Bedürfnisse der Frauen. Diese soll-
ten ihr Geschlecht nicht nur einfach hin-
nehmen und damit lernen zu leben,  
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sondern sich gezielt auch für die eigene 
Gleichstellung einsetzen. Denn nur so 
können Probleme erkannt und mit För-
dermaßnahmen behoben werden. 
 
Quellen 
 
Statistische Bundesamt: Frauenanteile nach 

akademischer Laufbahn, Stand 20. Oktober 
2020 

 

Statistisches Bundesamt (Destatis), 2021 | 
Stand: 05.09.2021 / 12:59:04, 21351-
0001:Habilitationen: Deutschland, Jahre, Fä-
chergruppen, Nationalität, Geschlecht. 
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5. Nord Stream 2 – Prob-
leme und Herausforderun-
gen der Osteuropafor-
schung 
 
Fiete Lembeck, Olivera Tornau und 
Benjamin Vogel  
 

 
© Nord Stream 2 / Nikolai Ryutin 
 
Abstract 
Trotz politischer Krisen und Kritik aus 
der Gesellschaft: mit dem Bau von Nord 
Stream 2 geht es immer weiter, das 
Pipelineprojekt scheint bald abge-
schlossen. Seitdem Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und Russlands Präsi-
dent Dmitrij Medvedev im November 
2011 symbolisch den „Hahn aufdreh-
ten“, geht das transnationale Projekt 
politisch und wirtschaftlich durch Höhen 
und Tiefen: Sanktionen, Baustopps, ge-
opolitisches Ringen und Machtfragen 
begleitet von Umweltbedenken. Als 
Wirtschaftsprojekt zwischen Ost und 
West ist Nord Stream 2 auch ein For-
schungsobjekt – der Osteuropafor-
schung. Unser Projekt will wissen wa-
rum: welche Rolle spielt die deutsche 
Osteuropaforschung, wie erklärt sie po-
litische Wirren und die mangelhafte Ein-
bindung gesellschaftlicher Akteure? In 
einem Vergleich mit den osteuropäi-
schen Forschungsdisziplinen möchten 
wir die Dynamiken sichtbar machen, die 
dem scheinbar ausschließlich wirt-
schaftsgesteuerten Röhren-Deal zu-
grunde liegen. 
 

Das Projektvorhaben – Methodik und 
Ablauf 
Im Zentrum unseres Projekts stand die 
Auseinandersetzung mit der Osteuro-
paforschung im Bezug zu Nord Stream 
2. Wir fragten uns, in welchen Kontex-
ten das Bauvorhaben sich verorten 
lässt und wie die Osteuropaforschung 
das Zerren und die Wirren um das Pro-
jekt erklärt. Stimmen aus Polen, der Uk-
raine, Litauen und anderen ostmitteleu-
ropäischen Staaten, die versuchen, das 
Projekt zu verhindern, machten das 
Projektvorhaben noch relevanter für 
uns. Daher möchten wir ein breites Bild 
der Osteuropaforschung zeichnen und 
ihre Sicht auf Nord Stream 2 zeigen. Zu-
nächst bedeutete das eine grundstän-
dige Recherche zu dem Bauvorhaben 
und der Suche nach geeigneten Inter-
viewpartner:innen. Da wir das Bauvor-
haben nicht als rein ökonomisches 
Thema verstehen, entwickelten wir ein 
breiten Fragenkatalog mit 14 Fragen, 
der den vielseitigen Stimmen gerecht 
werden sollte und trotzdem vergleich-
bar bleiben musste. Auf der Suche nach 
Interviewpartner:innen suchten wir ge-
zielt nach Expert:innenstimmen aus Po-
len, der Ukraine aber auch nach Polito-
log:innen und Journalist:innen. 
Schlussendlich konnten wir fünf hoch-
rangige für uns gewinnen. Diese Inter-
views werden in einem breitaufgestell-
ten Artikel Anwendung finden, der das 
Pipeline-Projekt für eine breite Öffent-
lichkeit nachvollziehbar mit Blick auf die 
Osteuropawissenschaften diskutieren 
soll. 
 
Nord Stream 2 – der lange Weg nach 
Lubmin 
Mit der Planung und dem Bau von zwei 
weiteren Strängen nahezu parallel zu 
der bereits vorhandenen Nord Stream 
Pipeline hat das Pipeline-Projekt Nord 
Stream 2 zu weitreichenden Konflikten 
geführt. Nicht zuletzt wegen der Anne-
xion der Krim steht das Bauvorhaben 
unter breitem Beschuss vor allem durch 
die Staaten Ostmitteleuropas und die 
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USA, die aber im Juli 2021 von weiteren 
Sanktionen zur Verhinderung des Pro-
jekts absahen. Zu großen Kontroversen 
führte bereits der Bau der Nord Stream 
Pipeline, die der ehemalige polnische 
Verteidigungsminister Radek Sikorski 
mit dem Hitler- Stalin-Pakt verglich. Die 
östlichen Staaten Europas, allen voran 
die Ukraine, befürchten, dass sie als 
Transitländer für die Beförderung von 
russischem Gas nach West- und Mittel-
europa überflüssig werden könnten und 
so die Vormachtstellung von Gazprom 
gestärkt würde und die Versorgungssi-
cherheit nicht gewährleistet wäre. Da-
bei ist die Verflechtung zwischen West-
europa und Russland in keinem ande-
ren Sektor derart eng. Bereits in den 
1950er Jahren baute die Sowjetunion 
ihre Stellung auf dem europäischen Öl-
markt aus. 
 

 
© Nord Stream 2 / Paul Langrock 
 
So exportierten schon die Bolševiki un-
geachtet aller ideologischen Unter-
schiede Öl in den kapitalistischen Wes-
ten, um Zugang zu Devisen und Tech-
nologien zu erlangen. Mit der Entschei-
dung über die Erschließung der Erdgas-
felder in Westsibirien mit dem Ziel, das 
geförderte Gas direkt nach Westeuropa 
zu liefern, legte die Sowjetunion den 
Grundstein für den späteren Aufstieg 
Russlands zur Energiegroßmacht. Das 
Pipeline-Projekt reiht sich somit in eine 
lange Tradition der Ost-West-Verflech-
tung im Bereich der Energie ein. Zu gro-
ßen Konflikten sollte das 2015 initiierte 
Bauvorhaben trotzdem führen, bis sein 

Bau 2018 nach zahlreichem Klagen und 
Einwänden von Umweltorganisationen 
und osteuropäischen Staaten endlich 
begann und schon im Dezember 2019 
zu US-amerikanischen Sanktionen 
führte. Der Bau der 1200 km langen 
Pipeline von Ust-Luga bis nach Lubmin 
wurde zudem begleitet von den An-
schlägen auf Sergei Skripal und Aleksej 
Naval’nyj, die jedoch nicht zum Abbruch 
der Bauarbeiten führten.vAllen Kritiken 
zum Trotz steht die Fertigstellung von 
Nord Stream 2 nun kurz bevor. 
 
Die Rolle der Osteuropaforschung 
Welche Rolle spielt die Osteuropafor-
schung? Das Projekt unterstellt: der 
Forschungsbereich wurde zu wenig ge-
hört. Nord Stream 2 ist ein deutsch-rus-
sisches Projekt, umgesetzt auf ost- und 
westeuropäischem Territorium, unter 
Beteiligung internationaler Unterneh-
men. Die Position Russlands ist dabei 
eindeutig, da es sich aus der Fertigstel-
lung nur Vorteile verspricht. Unklarer 
sieht es im Westen aus: unterschiedli-
che Interessen, Kritik auf allen Ebenen, 
Sanktionen der USA gegen Projektbe-
teiligte. Wie aber erklärt sich die Kritik 
der osteuropäischen Nachbarländer – 
wie blickt die Osteuropaforschung auf 
die Thematik und welche Rolle spielt sie 
in Deutschland? Einst wichtiger Dienst-
leister der Politik im Kalten Krieg und 
stark gefragt, später dann weitgehend 
unbeachtet und institutionell ge-
schwächt. In Deutschland durchlebte 
der Forschungsbereich Osteuropa Hö-
hen und Tiefen. Mit Beginn des 21. 
Jahrhunderts kämpfte die Regionalfor-
schung in Deutschland mit institutionel-
lem Rückbau und Personalmangel. Und 
heute? Ist die Osteuropaforschung wie-
der mehr gefragt. Autoritäres Erstarken 
im gesamten Raum Osteuropas, ein au-
ßenpolitisch aggressiv agierendes 
Russland, Krim-Annexion und Giftan-
schläge machen deutlich: es braucht 
wieder mehr Osteuropaexpertise, um 
Wandlungsprozesse, die Situation in 
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der Region und das Verhältnis zu ost-
europäischen Akteur:innen besser zu 
verstehen. Der neu wahrgenommene 
Bedarf trifft auf schwierige Verhältnisse: 
wenig Lehrstühle, abnehmende Fä-
chervielfalt und Expertise. Die Ex-
pert:innen-Interviews zeigen, die aktu-
elle Osteuropaforschung ist unter-
schiedlich gut aufgestellt – je nach 
Fachrichtung. Während Fachrichtun-
gen wie Sozialwissenschaften stark 
vertreten sind, attestieren unsere Inter-
viewpartner:innen wirtschaftswissen-
schaftlichen und juristischen Disziplinen 
eine deutliche Unterrepräsentanz. 
Osteuropaforschung ist ein interdiszipli-
när geprägtes Forschungsgebiet, des-
sen Disziplinen in den letzten Jahren 
untereinander zwar stärker verknüpft 
wurden – aber auch an Vielfalt verloren 
habe. 
 
Worum geht es bei der Kritik an Nord 
Stream 2? 
Die Kritik an dem Pipeline-Projekt dürfte 
den meisten Menschen präsenter sein, 
die Bedeutung der historisch gewach-
senen deutsch-russischen Energieko-
operation jedoch kaum. Um zu verste-
hen, welche Rolle die Wissenschaft ein-
nimmt, muss erst einmal geklärt wer-
den; worum genau geht es bei der Kritik 
an dem Pipeline-Projekt? 
Die geführten Interviews zeigen: auch 
die Wissenschaft thematisiert aus der 
Öffentlichkeit bekannte Kritikpunkte: 
eine drohende Abhängigkeit von Russ-
land, das Übergehen ukrainischer oder 
polnischer Interessen, ein Primat wirt-
schaftlicher Interessen sowie Umwelt-
schutzbedenken, die im Widerspruch 
zu den Klimaschutzzielen der EU ste-
hen. 
 
Bisher weniger laut vernehmbare Kritik 
thematisiert Fragen der Rentabilität des 
zukünftigen Gastransits. Wird über-
haupt ausreichend Erdgas durch die 
Pipeline geleitet, und wie werden beste-
hende Verbindungen (Nord Stream I) 
dann noch genutzt? 

Wieso sind so wenige Stimmen in 
der Öffentlichkeit zu vernehmen? 
Bezüglich der Menge der Stimmen von 
Osteuropaforscher:innen, die sich öf-
fentlich zu Nord Stream 2 äußern, be-
steht unter unseren Interviewpartner:in-
nen kein Konsens. Zum einen, lässt 
sich die Osteuropaforschung nicht als 
geschlossene Einheit sehen, zum an-
deren unterscheiden sich grundsätzlich 
zwei Typen an Forscher:innen, die ent-
weder im sogenannten „Elfenbeinturm 
der Wissenschaft“ arbeiten oder denje-
nigen, die ihre Einschätzung zu gesell-
schaftspolitisch relevanten Themen öf-
fentlich äußern. Nach Ansicht mehrerer 
Gesprächspartner:innen gibt es zu we-
nige Forscher:innen, die dazu bereit 
sind. 
 
Andere wiederum sehen weder in den 
Medien noch in der Politikberatung ein 
großes Defizit an Stimmen aus der Ost-
europaforschung zu Nord Stream 2, 
sondern eher das Problem fehlenden 
Interesses sowohl innerhalb der Gesell-
schaft als auch auf politischer Ebene, 
Nord Stream 2 fundiert zu diskutieren. 
Auffällig ist, dass trotz der überwiegen-
den Zahl an Osteuropaforscher:innen in 
Deutschland, die einen historischen 
und soziologischen Schwerpunkt ha-
ben, es gerade aus diesem Bereich we-
nig öffentlich zugänglich gemachte For-
schungsergebnisse und Einschätzun-
gen gibt, sondern das Thema häufig 
„nur“ aus einer wirtschaftlichen Per-
spektive Beachtung findet. Abschlie-
ßend lässt sich zusammenfassen, dass 
Nord Stream 2 zwar häufig medial the-
matisiert, aber in seiner Komplexität in 
den letzten Jahren weder in der Politik 
noch in der breiten Öffentlichkeit disku-
tiert worden ist. Für eine breite Diskus-
sion des Themas in der Osteuropafor-
schung gibt es zu wenige thematisch 
befasste Forscher der Gegenwart, so-
dass es in den letzten fünf Jahren keine 
wesentlichen Veröffentlichungen von 
Seiten der Osteuropaforschung zu Nord 
Stream 2 gab. 
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Wie realistisch wird eine reibungs-
lose Nutzung gesehen? 
Ob es für Russland, bzw. für Gazprom 
rentabel sein wird, oder wie manchmal 
behauptet, ein Verlustgeschäft wird, 
hängt davon ab, wie sich der Bedarf an 
Gasimporten von deutscher Seite ent-
wickelt, genauso wie das Angebot an 
Gasquellen und die Entwicklungen des 
Marktes sein werden. Zudem hängt es 
von der Zusammensetzung der Bun-
desregierung und dem Ausmaß der 
Förderung von erneuerbaren Energien 
ab. Die Möglichkeit für Russland, mehr 
Druck auf die Ukraine ausüben zu kön-
nen, hängt letztlich von Verhandlungen 
mit der Bundesrepublik ab, die im Vor-
feld, versucht eine gesicherte Versor-
gung für die Ukraine, Rumänien, Bulga-
rien und Polen zu erwirken. Es sind 
mehrere Szenarien möglich: die prob-
lemlose Nutzung, die wie in der Vergan-
genheit auch, die Gastransporte fein 
säuberlich bei politischen Unstimmig-
keiten und Sanktionen ausspart. Ein an-
deres Szenario wäre, dass Russland 
mithilfe der Pipeline weiter Zwietracht 
zwischen den Mitgliedsstaaten der EU 
sät. Ob sich Russland langfristig an Ver-
einbarungen halten wird, bleibt abzu-
warten. Auch wie sich die Kritik an dem 
Projekt in den mittelosteuropäischen 
Ländern entwickelt, hängt vom Agieren 
Russlands und den jeweiligen Regie-
rungen Mittelosteuropas ab. 
 
Relevanz und Fazit 
Obwohl es eine gegenseitige energie-
wirtschaftliche Abhängigkeit zwischen 
Lieferant und Abnehmer gibt und diese 
Kooperation des Energiehandels zwi-
schen Russland und Deutschland Tra-
dition hat, ist das Thema der Abhängig-
keit Deutschlands von Russland erst-
mals mit Nord Stream 2 in ein derart 
breites gesellschaftliches Bewusstsein 
gekommen. Die Debatte scheint vor al-
lem einen symbolischen Charakter zu 
haben, in der Nord Stream 2 für das zu-
nehmend schwierige Verhältnis zu 

Russland, für die Problematik im Um-
gang mit autoritären Staaten und nicht 
zuletzt für die scheinbar nur reagie-
rende Außenpolitik Deutschlands steht. 
Die außerordentliche Relevanz unseres 
Projekts ergibt sich nicht nur dadurch, 
dass ungeachtet seiner symbolischen 
Bedeutung Nord Stream 2 zu den weni-
ger untersuchten Gegenständen der 
Osteuropaforschung gehört, sondern 
auch durch die geschichtsträchtige 
deutsch-russische Kooperation, die im-
mer wieder zu Bedrohungsängsten in 
den mittel- und osteuropäischen Staa-
ten führt. Die Untersuchung der Rolle 
der Osteuropaforschung im Projekt 
zeigt: Die Stimmen der Osteuropafor-
schung zu Nord Stream 2 können wert-
volle Erkenntnisse liefern, die der Öf-
fentlichkeit nicht vorenthalten bleiben 
sollten. 
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Abstract 
Unser Projekt befasst sich mit Wissen-
schaftler:innen die zu LGBTQIA* in Po-
len und Russland forschen. Im Fokus 
steht die Beeinflussung seitens der Po-
litik, die argumentiert, dass diese For-
schung nicht zu der staatlichen Ideolo-
gie und ihren Werten zähle und den ge-
sellschaftlichen und politischen Zusam-
menhalt destabilisiere. Mit Hilfe leitfa-
dengestützter Interviews lassen wir For-
schende dazu zu Wort kommen. Dabei 
liegt ein besonderes Augenmerk auf der 
Netzwerkbildung, der Auswahl von For-
schungsthemen sowie dem Verhältnis 
von Aktivismus und Forschung. Ebenso 
soll herausgefunden werden, ob der 
scheinbar vermehrte politische Druck 

auf diesen Wissenschaftszweig zu grö-
ßeren Problemen in der Forschung 
führt. Die Ergebnisse werden schließ-
lich zu den dahinterstehenden gesell-
schaftlichen und politischen Dynamiken 
kontextualisiert.  
 
Queersein in Osteuropa: Herausfor-
derungen und Realität 
Seit 2019 haben sich Dutzende von 
Kleinstädten in Polen zu "LGBT-freien 
Zonen" (Strefy wolne od LGBT) und so-
mit als "frei von LGBT-Ideologie" erklärt. 
Politiker:innen der regierenden natio-
nalkonservativen PiS-Partei haben sich 
seit ihrer Machtübernahme im Jahr 
2015 lange gegen Angehörige der 
LGBTQIA* Gemeinschaft ausgespro-
chen und homophobe Verhaltenswei-
sen und Aktionen gefördert. Bis heute 
gibt es über 100 solcher Zonen, vor al-
lem im Südosten Polens. Die hier ver-
abschiedeten Resolutionen gegen 
LGBTQIA*-Personen fördern feindseli-
ges Verhalten und Diskriminierung und 
zwingen viele dazu, die Region oder 
das Land zu verlassen oder machen es 
unmöglich, offen queer zu leben. 
Zusammen mit vielen anderen osteuro-
päischen Ländern wie Ungarn hat auch 
Russland mit einer wachsenden Homo-
phobie unter den Bürgern zu kämpfen, 
die durch das Gesetz gegen 
LGBTQIA*-Propaganda sowie die Än-
derung bezüglich ausländischer Agen-
ten inspiriert und gefördert wird. Durch 
diese Vorschriften wird konservativen, 
LGBTQIA*-feindlichen und nationalisti-
schen Aktivisten der Boden bereitet.  
Die Freiheit der Meinungsäußerung und 
der Darstellung der LGBTQIA*-Ge-
meinschaft ist eingeschränkt. Die wach-
sende Homophobie und Rhetorik gegen 
LGBTQIA* Personen in beiden Ländern 
gefährdet nicht nur die Gemeinschaft 
selbst und die Aktivist:innen, die für sie 
kämpfen. Sie ist auch der Grund für die 
Unterdrückung der Wissenschaft, v.a. 
der Gender- und Queer Studies, in 
Russland und Polen. 
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Prozess des Forschungsprojekts 
Unsere Hypothese ist, dass Wissen-
schaftler:innen vermehrt Restriktio-
nen gegenüberstehen sehen und von 
Politik und Gesellschaft negativ in ihrer 
wissenschaftlichen Tätigkeit beeinflusst 
werden. Das Projekt besteht aus leitfa-
denbasierten semi-strukturierten Inter-
views mit Forschenden aus Polen und 
Russland, die im Zeitraum von Mai bis 
Juni online 2021 durchgeführt wurden. 
Zusätzlich fand eine umfangreiche Re-
cherche zum aktuellen Stand der 
LGBTQIA*-bezogenen Forschungen 
und deren Themenschwerpunkten in 
beiden Ländern statt. 
Beide Länder wurden am Anfang unab-
hängig voneinander betrachtet und mit-
hilfe der Qualitativen Inhaltsanalyse zu-
sammengebracht. Die erhobenen Da-
ten der Interviews wurden transkribiert 
und anschließend durch eine inhalts-
analytische Codierung der Transkripte 
zusammengeführt. Mit der zusammen-
fassenden Inhaltsanalyse sollen aus 
den wesentlichen Inhalten systematisch 
Ähnlichkeiten erarbeitet werden. 
Dabei wurde besonders auf die Häufig-
keiten bestimmter Erfahrungen der For-
schenden geachtet und darauf, wie 
diese die Grenzen und Möglichkeiten 
ihrer Forschung wahrnehmen. Dieser 
Vergleich macht die Erfahrungen For-
schender beider Länder vergleichbar. 
Ebenso bot er die Möglichkeit, die Da-
ten aus den Interviews theoretisch rele-
vanten Tatsachen zuzuordnen. 
Die Präsentation der Ergebnisse soll 
anhand einer Broschüre erfolgen. Diese 
bietet die Möglichkeit die Forschung ei-
ner breiteren Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen und visuell ansprechend die 
Schwerpunkte und Hintergründe der 
Forschung zusammenzubringen.  
 
Theoretischer Hintergrund 
Den theoretischen Hintergrund unserer 
Untersuchung bilden zwei entgegenge-

setzte Ordnungsmodelle: Universalis-
mus und Partikularismus. Diese Mo-
delle bestimmen in vielen Aspekten die 
Realität der Welt und beeinflussen die 
Entwicklung einzelner gesellschaftli-
cher Bereiche wie Politik, Religion, Wirt-
schaft und Wissenschaft. Als Universa-
lismus wird ein Zustand oder Konzept 
der politischen Systeme bezeichnet, die 
einen universalen Anspruch reklamiert. 
Als Beispiel dafür könnte man die Men-
schenrechte betrachten. Menschen-
rechte sind unabhängig von Nationalität 
und Ideologie und gelten universal für 
alle Menschen.  
Im Gegensatz hierzu versucht der Par-
tikularismus diese Universalität aufzu-
brechen und Gegenteiliges zu errei-
chen: hier versuchen kleine Einheiten, 
Gruppen oder einzelne Länder, ihre In-
teressen und Rechte durchzusetzen 
und übergehen dabei oft aktiv eigentlich 
als universal geltende Rechte. Ein Teil 
des Systems versucht gegenüber dem 
Zentrum oder einer zentralen Institution 
an Gewicht zu gewinnen.  
 

 
Marzahn Pride 17. Juli 2021, Berlin © Projekt-
gruppe 
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Die Verfolgung nicht-heterosexueller 
Personen war auch in der Zeit des So-
zialismus in Polen und Russland Reali-
tät. Obwohl in Polen Homosexualität of-
fiziell als nicht strafbar galt, wurden Per-
sonen überwacht und verfolgt. Mit dem 
Zerfall der Sowjetunion und den einher-
gehenden Demokratisierungsprozes-
sen und der Anpassung an westliche 
Gesellschaftsstrukturen schien sich die 
Situation zu ändern. Im Osteuropa der 
90er verbreiteten sich (westliche) uni-
versale Werte, darunter fielen auch die 
Rechte der LGBTQIA*-Personen. 
 
Ab 1993 galten in Russland einver-
nehmliche sexuelle Handlungen zwi-
schen erwachsenen Männern als nicht 
mehr strafbar, in Polen wurde die Über-
wachung und Verfolgung nicht-hetero-
sexueller Personen eingestellt. Als in 
den 2000ern die Bildung der russischen 
bzw. polnischen nationalen Identität an-
getrieben wurde, entwickelten sich Kon-
flikte zwischen den westlichen Werten 
und partikularen Interessen der beiden 
Länder. Die Haltung der Europäischen 
Union zu LGBTQIA* und zur rechtlichen 
Gleichstellung sexueller Minderheiten 
wurde als Bedrohung nationaler Werte 
und des Zusammenhalts in den Län-
dern gesehen. Iver Neumann schreibt 
hierzu:  
 

The official Russian stance is now that 
Russia itself is ‘true Europe’, a conserva-
tive Great Power that guards Europe’s 
true Christian heritage against the ‘false 
Europe’ of decadence and depravity to its 
West. 

 
Im Jahr 2013 verabschiedete die Duma 
das Gesetz über „Propaganda von 
nicht-traditionellen sexuellen Beziehun-
gen gegenüber Minderjährigen“, um da-
mit angeblich traditionelle russische 
Werte vom Einfluss westlicher Ideen zu 
schützen. Der Staat hat damit die Mög-
lichkeit, nicht nur das private Leben ein-
zelner Bürger, sondern auch Organisa-

tionen, NGOs, Universitäten und For-
scher:innen die sich mit dem Thema be-
schäftigen, zu überwachen.  
In unserem Projekt wollen wir untersu-
chen, inwieweit Russland und Polen 
versuchen, partikulare Interessen im 
wissenschaftlichen Bereich zu verfol-
gen und welchen Einfluss die Regie-
rung somit auf die Forschung zu 
LGBTQIA* Themen nehmen kann. Sei-
tens der Forschenden wollten wir her-
ausfinden, ob Einflüsse wie Sprache, 
Medien, Aktivismus und politische An-
schauung das Forschungsfeld und ih-
ren beruflichen Standpunkt bestimmen. 
Mikhail Sokolov schreibt, dass die Spra-
che der Forschung das Publikum be-
stimme. Wenn Forscher:innen in ihrer 
Muttersprache publizieren, beschrän-
ken sie die Anzahl der Leser:innen. In 
Ländern wie Russland und Polen be-
deutet das, dass die Sprache einer Stu-
die oder eines wissenschaftlichen Arti-
kels die Leserschaft bestimmt. Neben 
der Sprache sind es viele weitere Ein-
flüsse, die den Forschungsstand beein-
flussen und bestimmen, zu welchen von 
den genannten Ordnungsmodellen ein-
zelne forschende Personen oder die lo-
kale Wissenschaft gezählt wird.  
In vielen postsowjetischen Ländern gibt 
es eine Kluft zwischen denjenigen, die 
sich als Teil der globalen Wissen-
schaftsgemeinschaft identifizieren und 
denjenigen, die sich an lokalen Debat-
ten, Zielgruppen und Forschungsme-
thoden orientieren. Diese Kluft ist ab-
hängig von Sprache, kulturellen und po-
litischen Situationen innerhalb des Lan-
des und hängt auch von den politischen 
Beziehungen des Landes mit anderen 
Ländern ab. In unserem Projekt unter-
suchen wir, inwieweit in Russland und 
Polen im wissenschaftlichen Bereich 
partikulare Interessen verfolgt werden 
und welchen Einfluss diese auf die 
LGBTQIA* Forschung haben.  
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Polen  
In Polen erfahren die Queer Studies mit 
der zunehmenden Sichtbarkeit (der po-
litischen Kämpfe) der LGBTQIA* Ge-
meinschaft im öffentlichen und politi-
schen Raum ein wachsendes Inte-
resse. Doch während einerseits diese 
Sichtbarkeit ansteigt, sieht sich die Ge-
meinschaft dem Erstarken rechter, kon-
servativer Kräfte in Politik und Kirche 
konfrontiert, die Kräfte und Ressourcen 
gegen queere Emanzipation mobilisie-
ren.  
 
Für den akademischen Bereich gehen 
von diesen Bewegungen, wie sich bei 
unserer Forschung gezeigt hat, weniger 
konkrete Bedrohungen für Personen 
und Projekte hervor. Dennoch kann 
man von einem gesteigerten Unbeha-
gen innerhalb der Wissenschaftsge-
meinschaft hinsichtlich der aktuellen 
Entwicklung sprechen. Die Forschen-
den sehen sich unter Druck gesetzt, die 
Anforderungen zu erfüllen, die ihnen 
seitens ihrer Institutionen gestellt wer-
den, unterliegen die Finanzierung staat-
licher Kontrolle untersteht. Dadurch 
werden für bestimmte Projekte Finan-
zierungen nicht genehmigt und sie in ih-
rer Arbeit gehindert. Was alle Befragten 
in ihrer Sicht auf die Zukunft der 
LGBTQIA*-bezogenen Wissenschaft 
teilen, ist, dass sie in der gesteigerten 
konservativen, religiöse, und politische, 
Einflussnahme auf die Wissenschaft 
eine Gefährdung der ohnehin schon in 
einer Nische befindlichen queer studies 
befürchten.  
 

(...) then when it comes to other re-
searchers, there are some kinds of say 
attacks in the sense of verbal attacks, 
but it is a purely political game, one of 
the politicians - for example - said, oh 
this professor, cannot be trusted be-
cause look at his curriculum, he or she 
is involved in kind of LGBT+ issues or 
gender studies or whatever. But this is 
just, you know, political talking, I have 
not heard personally about anybody 
who was in anyhow limited in their re-

search possibilities, more it is the situa-
tion of the NGOs, because they were 
stopped any financing from public 
sources. (Auszug aus einem Interview 
mit einem Wissenschaftler aus Polen) 

 
Wir konnten auch feststellen, dass die 
Netzwerke der Wissenschaftler:innen 
die sich mit LGBTQIA*-nahen Themen 
auseinandersetzen, oft über die Wis-
senschaft hinausgehen.  
 

 
Marzahn Pride 17. Juli 2021, Berlin © Projekt-
gruppe 
 
Russland 
Dass die russische Regierung in der 
Lage ist, eine ganze Universität für 
Jahre zu schließen, weil sie sich offiziell 
nicht an die geltenden Regeln hält, wie 
z. B. die Bereitstellung eines Freizeit- 
und Übungsschwimmbads für Studie-
rende, ist nur ein Beispiel aus 2017 in 
St. Petersburg. Einen anderen Grund 
könnte man darin sehen, dass die libe-
rale Haltung der Europäischen Univer-
sität in Wissenschaft und Forschung, 
die Kurse und Module wie Gender Stu-
dies oder Queer Theory anbietet, der ei-
gentliche Grund der Schließung ist.  
Als der Uni die Lizenz entzogen wurde, 
wurden auch viele PhD-Programme 
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zum Thema LGBTQIA* eingestellt und 
auch nach der Wiedereröffnung nicht 
mehr angeboten. Seit dem 2013 erlas-
senen Propaganda-Gesetz stieg zwar 
einerseits die Sichtbarkeit der Gemein-
schaft sowie das öffentliche Interesse 
an deren Problemen, jedoch erhöhte 
sich auch der rechtspolitische Druck auf 
die Forscher:innen. Viele Akademi-
ker:innen wurden von der Polizei bzw. 
dem russischen Inlandsgeheimdienst 
FSB angezeigt; zahlreiche LGBTQIA* 
Zentren und andere Organisationen 
wurden verboten bzw. zur Schließen 
gezwungen. Außerdem kam es zu ver-
mehrten homofeindliche Attacken auf 
Wissenschaftler:innen, die von staats-
nahen zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen und religiösen Aktivisten organi-
siert wurden. Aktuell kann man einen 
Brain-Drain Trend beobachten, da sich 
viele bedroht fühlen und es nur be-
grenzte Möglichkeiten im akademi-
schen Bereich gibt. Unsere Inter-
viewpartner:innen heben hervor, dass 
eines der größten Probleme die Finan-
zierung sei, die fast ausschließlich von 
westlichen Ländern komme. Dies nutzt 
die Regierung als weiteres Argument in 
ihrer politischen Agenda gegen die 
Community, die angeblich den Staat 
von außen destabilisiere: 
 

(...) because of the lack of funding, be-
cause of all these gender centers being 
closed down! So there is both. Probably 
more interest and more spread of infor-
mation about LGBT topics and issues, 
but at the same time less production of 
this kind of knowledge on the Russian 
territory. The knowledge is being pro-
duced outside. And it will have its conse-
quences, by strengthening the idea that 
queerness, that homosexuality is brought 
from somewhere else to Russia, some-
thing that penetrates its' territorial bor-
ders from the outside. 

 
Viele Wissenschaftler:innen behaup-
ten, dass sie relativ gut ausgebaute 
Netzwerke mit Aktivist:innen entwickeln 
und zusammen Studien organisieren, 

sind aber oft selber auch als Aktivist:in-
nen tätig. 
 
Zusammenfassende Schlussfolge-
rungen 
Wie bereits erläutert, wird in Polen und 
Russland derzeit staatliche Homopho-
bie gefördert (LGBT-ideologiefreie 
Zone/Gesetz über homosexuelle Pro-
paganda). Dies hat auch Auswirkungen 
auf die Wissenschaftler:innen, die sich 
der Queeren Forschung in Polen und 
Russland widmen. Zwar besteht in Po-
len noch eine Unabhängigkeit der Uni-
versitäten und viele Universitäten gel-
ten als liberal, doch Polens offen homo-
phober Bildungsminister Przemysław 
Czarnek von der PiS-Partei gefährdet 
diese Unabhängigkeit. So verkündete 
er, dass an den Universitäten Redefrei-
heit herrsche, was zunächst liberal klin-
gen mag, im Endeffekt aber bedeutet, 
dass Personen, die an der Universität 
arbeiten und lehren, auch offen homo-
phob sein und homophobe Inhalte leh-
ren können. Neben den Gedanken der 
Wissenschaftler:innen an eine Migra-
tion in (vermeintlich) liberalere Länder, 
führt die staatlich geförderte Diskrimi-
nierung auch zuWiderstand in und au-
ßerhalb der Wissenschaft. 
Obwohl das schwammig formulierte 
Propaganda-Gesetz in Russland offizi-
ell nur Minderjährige vor angeblich 
schädlichen Inhalten schützen soll, 
wirkt es auch auf viele andere Bereiche 
des öffentlichen Lebens und wird dort 
willkürlich angewandt. Nicht nur Schu-
len, sondern auch Universitäten sowie 
andere Kultur- und Bildungseinrichtun-
gen müssen mit starken Einschränkun-
gen rechnen. So ist es verboten, eine 
positive Einstellung zu LGBTQIA* zu 
„propagieren“ – auch in Massenmedien 
und vor allem an solchen Orten, wo Kin-
der und Jugendliche präsent sein kön-
nen. Dies führt zu einer Selbstzensur 
und beeinflusst dadurch auch Wissen-
schaftler:innen, die sich unterdrückt 
fühlen und im akademischen Bereich 
erheblich eingeschränkt sind. 
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Instagram Account:  https://www.insta-
gram.com/project_re-
search_queer_ru.pl/ 
 
Das Projekt wurde aus dem Budget des 
‚Seed Money‘ für Initiativen der ‘Sci-
ence Communication and Knowledge 
Transfer’ für Projekte im Bereich der 
Gender Studies des Interdisziplinären 
Zentrums für Geschlechterstudien 
(IZG), dessen Aufgaben das Marghe-
rita-von-Brentano-Zentrum der Freien 
Universität übernimmt, gefördert.  
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7. Studieren am OEI – Ges-
tern und Heute 
 
Michael Derho, Maximilian Lauer und 
Amy Zimmermann 
 
Das 1951 gegründete Osteuropa-Insti-
tut, welches seit seinem Bestehen zahl-
reiche Wandlungen hinter sich hat, 
blickt auf eine turbulente Geschichte 
zurück. Dies betrifft auch die Lehre am 
Institut, die sich im Laufe dieser Jahre – 
angefangen bei der Konstellation der 
Studiengänge, über angepasste Lehr-
ansätze bis hin zu den Schwerpunkten 
des Instituts – stark verändert hat. Als 
besonders spannend haben wir die po-
litisch aufgeladenen 1990er Jahre am 
Institut empfunden, weshalb wir unse-
ren Fokus auf dieses Jahrzehnt gelegt 
haben. Es war eine Zeit, in welcher sich 
die Region Osteuropa in einem Trans-
formationsprozess befand, wovon das 
Institut ebenfalls beeinflusst wurde. Aus 
diesem Prozess heraus wurde im Jahr 
1992 der interdisziplinäre Masterstudi-
engang Osteuropastudien eingerichtet, 
der bis heute existiert.  
 

 
Bild von Pixabay 
 
Vor diesem Hintergrund und aus Inte-
resse an der Lehre und den beruflichen 
Perspektiven unseres eigenen Studien-
gangs, haben wir es uns zur Aufgabe 
gemacht, ehemalige Studierende zu ih-
ren Erfahrungen am Osteuropa-Institut 
zu interviewen. Unser Fokus liegt dabei 
primär auf der Lehre, dem Forschungs-
angebot, den politischen Umständen 
rund um das Osteuropa-Institut in den 
90er Jahren sowie den gewonnenen 

Kompetenzen der Studierenden. Um ei-
nen Vergleich liefern zu können, wie 
sich das Institut und sein Lehrangebot 
im Laufe der Zeit gewandelt haben, be-
fragten wir zusätzlich aktuelle Studie-
rende des Masterstudienganges über 
ihre Motivation, über die Lehre während 
der Covid-19 Pandemie, über das heu-
tige Lehrangebot am Institut und über 
ihre Zukunftsaussichten. Um die letzten 
Jahrzehnte reflektieren und gegenüber-
stellen zu können und die Forschung 
von gestern und heute zu untersuchen, 
haben wir uns als Gruppe entschlos-
sen, halbstrukturierte Leitfadeninter-
views mit jeweils vier ehemaligen und 
aktuellen Studierenden durchzuführen. 
Dabei haben wir versucht, sowohl auf 
die ethnische Vielfalt der Befragten, als 
auch auf ein ausgeglichenes Ge-
schlechterverhältnis zu achten. Bezüg-
lich unserer Interviews waren unser 
Rahmenthema und unsere Interviewfra-
gen weitgehend vorgegeben, die Ant-
wortmöglichkeiten waren jedoch offen 
und wichen von Person zu Person ab. 
Auch bestand bei diesem Interviewtyp 
Raum für Rück- und Nachfragen. Mit 
den Interviews und der Gegenüberstel-
lung ehemaliger und aktueller Studie-
render hoffen wir, einen detaillierten 
und breitgefächerten Einblick in die 
Wissenschaft und den Geist der Zeit 
damals und heute am Osteuropa-Insti-
tut geben zu können. 
 
Wie bereits angesprochen, lag unser 
Schwerpunkt auf den 1990er Jahren. 
Dieses Jahrzehnt stand unter dem As-
pekt des Wandels und des Aufbruches. 
Das Ende des Kommunismus und der 
Beginn des größten politischen und 
ökonomischen Transformationsprozes-
ses im 20. Jahrhundert gingen auch am 
Osteuropa-Institut nicht spurlos vorbei. 
So lassen sich in unseren Interviews 
nicht nur politische Unterschiede zwi-
schen den 90er Jahren und zu heute 
feststellen, sondern auch Unterschiede 
im Aufbau und in der Strukturierung des 
Osteuropa-Instituts.  
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Das zeitgenössischste Seminar war da-
mals eine Vorlesungsreihe zum Revoluti-
onsjahr 1917. Die aktuellen Entwicklun-
gen in Osteuropa der 80er Jahre spielten 
im Studium noch keine Rolle. (Interview 
mit Susanne Orth) 

 
Susanne Orth begann 1985 am Osteu-
ropa-Institut Slawistik, Ost und Südost-
europäischen Geschichte zu studieren, 
und berichtete uns ausführlich über ihre 
Erfahrung am Institut. Die damals aktu-
ellsten slawistischen Seminare waren 
eine Vorlesungsreihe zur Revolution 
1917 und zur Lyrik von Joseph Brodsky. 
Susanne Strätling, die ebenfalls Absol-
ventin und heutige Professorin am Ost-
europa-Institut ist, bestätigte uns, dass 
sich die damalige Lehre stark von der 
heutigen unterscheidet. So gab es noch 
Veranstaltungen zur Odendichtung in 
Russland, was heute kaum noch vor-
stellbar sei. Heute widmen sich die 
meisten Lehrveranstaltungen, auch auf 
Wunsch von Studierenden, mehr ge-
genwartsbezogenen Themen. 
 

Wenn ich an das Osteuropa-Institut 
denke, denkt man automatisch an Berlin 
(…) ein großer Ort der Begegnung und 
des Austausches.“ (Interview mit Prof. 
Martin Aust) 

 
Nicht nur das Lehrangebot hat sich über 
die letzten dreißig Jahre gewandelt, 
auch der Aufbau des Osteuropa-Institu-
tes hat sich verändert. Martin Aust, der 
heute Professor für Osteuropäische 
Geschichte in Bonn ist, kam 1995 an 
das Institut, nachdem er zuvor in Han-
nover Geschichte und Politikwissen-
schaften studiert hatte. Seine Interes-
sen lagen schon damals auf der osteu-
ropäischen Geschichte, weshalb er das 
OEI und den Studienort Berlin für sich 
als geeignet erachtete. Das Institut be-
stand damals noch aus mehreren Ar-
beitsbereichen – Politik/Gesellschaft, 
Wirtschaft/Recht und Geschichte/Kul-
tur. Neben dem Institut und dem Stu-
dium sprach vor allem die politische 

Lage für den Standort Berlin. Die politi-
sche Aufarbeitung des Kommunismus 
in Deutschland fand vor allem in Berlin 
statt. In den Umbruchsjahren 1989 bis 
1991 wurden sich neue Fragen gestellt: 
Wie wird sich die europäische Union er-
weitern? Wie wird sich das deutsch-rus-
sische Verhältnis entwickeln? All dies 
waren zur damaligen Zeit vollkommen 
unbeantwortete Fragestellungen, die 
Aufbruchsstimmung vermittelten und im 
politischen Berlin sowie am Osteuropa-
Institut omnipräsent erschienen. 
Im Wintersemester 1992 musste das 
Institut gar ein Streiksemester aushal-
ten, wie Frau Strätling berichtete. Die-
ses habe ihre Studienbiografie sehr 
stark bestimmt. Es ging zu dieser auf-
brausenden Zeit weniger um ein Fach-
studium, sondern vielmehr um hoch-
schulpolitische Fragen. Seminare wur-
den zu Debattierclubs am Institut, „Sit-
ins“ wurden während der Vorlesungen 
veranstaltet und Streikveranstaltungen 
wie Demonstrationen waren keine Sel-
tenheit.  
Wird heute an das OEI der 1990er 
Jahre zurückgedacht, so ist dieses eng 
mit der Stadt Berlin verknüpft und exis-
tiert in den Köpfen vieler nur in Verbin-
dung mit der politischen Umbruchphase 
und weniger als eigenständiges Institut 
der FU Berlin. Ebenfalls prägend zu die-
ser Zeit waren für unsere Inter-
viewpartner:innen  auch der Berliner 
Ostbahnhof, von welchem die Züge 
Richtung  Warschau abfuhren und der 
Gropius Bau, welcher 1995/96 die Aus-
stellung „Berlin-Moskau, Moskau-Ber-
lin” zeigte und osteuropäische Gegen-
wartskultur nach Berlin brachte.  
Berlin und im Speziellen das Osteu-
ropa-Institut waren zu diesem Zeitpunkt 
ein Treffpunkt für alle, die sich politisch, 
wissenschaftlich oder auch kulturell mit 
Osteuropa beschäftigen wollten. So 
wurde das Osteuropa-Institut als Ort 
der Begegnung und des Austausches 
gesehen, so Aust. Frau Orth berichtete 
uns von ihren Erfahrungen während ei-
nes Studierendenaustauschs im Jahre 
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1988 in Leningrad. Die damalige Zeit 
war hochgradig politisch aufgeladen, so 
Frau Orth. Gorbačev war zu dieser Zeit 
schon im Amt und Parteien gründeten 
sich praktisch über Nacht. Es ging we-
niger darum zur Hochschule zu gehen, 
sondern vielmehr darum, in den Parks 
dem Spektakel und den politischen Ak-
tionen beizuwohnen.  
 

Während der Studienaufenthalte in 
Leningrad 1988 bzw. Lublin 1989 habe 
ich sehr viel mitbekommen: Parteien ha-
ben sich praktisch über Nacht gegründet. 
Und im August 89 die Fluchtwelle aus der 
DDR nach Warschau. (Interview mit 
Susanne Orth ) 

 
Heutzutage schätzen die Studierenden 
vor allem die Auswahl an Seminaren 
und Vorlesungen. Nikita Kin, aktueller 
Studierender des Studienganges Ost-
europastudien im vierten Semester, 
schätzt insbesondere die große Aus-
wahl an Seminaren in den einzelnen 
Profilbereichen. Als russischer Mutter-
sprachler hat er im Rahmen des Studi-
ums die polnische Sprache erlernt. Wa-
rum Osteuropa so interessant für ihn ist, 
hat er uns im gleichen Zug erklärt: „da 
ich russisch spreche, merke ich die 
Überschneidungen und doch sind die 
Kulturen anders“. Für Nicolas Butylin (6. 
Semester) war die Seminarauswahl im 
Fachbereich Geschichte ausschlagge-
bend, damit er seine historischen 
Kenntnisse im Masterstudium weiter 
vertiefen kann. Jakob Burger (2. Se-
mester) haben die Seminare zum Nati-
onalsozialismus und den postkommu-
nistischen Gesellschaften überzeugt, 
da in diesen Seminaren der Fokus auf 
den Transformationsprozessen der 
post-kommunistischen Ländern von 
1990 bis heute lag. Hier hat man einen 
guten Überblick bekommen, weshalb 
sich der osteuropäische Raum so unter-
schiedlich entwickelt hat.  
 

Der osteuropäische Raum ist ein sehr 
emotionaler und interessanter Raum, mit 
welchem ich mich im privaten wie auch 
im öffentlichen sehr stark befasse (…) 

beginnend von Polen bis Irkutsk“ (Inter-
view mit Nicolas Butylin) 

 
Auch die Schwerpunkte der Lehre ha-
ben sich mit der Zeit gewandelt: Lag der 
Fokus der Studierenden der 1990er 
Jahre noch auf den Transformations-
prozessen in der ehemaligen Sowjet-
union, setzen sich die aktuellen Studie-
renden stärker mit der europäischen 
Idee und mit der EU auseinander, „wo 
die osteuropäischen Staaten eine zent-
rale Rolle einnehmen, um eine friedli-
che und nachhaltige Welt zu bilden”, so 
Burger.  
Für die aktuellen Studierenden bestand 
in den letzten anderthalb Jahren die 
Herausforderungen vorrangig darin, die 
Distanzlehre zu bewältigen und der 
neuen Situation mit dem Coronavirus 
entgegenzutreten. So fiel es einigen be-
sonders schwer, Motivation für das Stu-
dium zu finden, insbesondere, wenn 
man in einer fremden Stadt auf sich al-
lein gestellt ist. Wir hoffen daher, dass 
in dem nächsten Semester wieder mehr 
Präsenz zugelassen werden kann, 
denn Studium ist nicht nur Lehre, son-
dern auch der tägliche Umgang mit sei-
nen Kommiliton:innen, ein Platz des 
Austausches und der persönlichen Ent-
wicklung.  
 

 
Bild von Pixabay 
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8. Forschung in Osteuropa un-
ter Druck – Wissenschaftspoli-
tik in autoritären Systemen im 
Vergleich 
 
Josephin Bretschneider, Jakob Burger, 
Anna Khaerdinova, Jonas Ksienzyk, 
Aleksandar Ljubomirović und Juri Mar-
schall 
 
Abstract 
Der Artikel 13 der europäischen Grund-
rechtecharta besagt, dass Kunst und 
Forschung frei sind und die akademi-
sche Freiheit geachtet wird. Folglich 
sind alle Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union verpflichtet, dieses Frei-
heitsrecht für ihre Bürger zu gewährleis-
ten. Im Laufe der letzten Jahre jedoch 
vermehren sich Fälle, in denen staatli-
che Organe in Osteuropa zunehmend 
Einfluss auf die Forschungs- und Wis-
senschaftsfreiheit der Universitäten 
nehmen. Diese Fälle werden im Rah-
men unserer Arbeit näher beleuchtet. 
Dabei haben wir Interviews mit Stu-
dent:innen und Professor:innen unter-
schiedlicher ost- und südosteuropäi-
scher Universitäten geführt und die da-
raus gewonnenen Erkenntnisse und Er-
fahrungen ausgewertet, um den Status 
der Forschungsfreiheit in Osteuropa zu 
bewerten. 
 
Einleitung 
Bei Politik und Wissenschaft handelt es 
sich um zwei relativ selbstständige ge-
sellschaftliche Teilsysteme, die ver-
schiedene Funktionen erfüllen und sich 
an unterschiedlichen Leitwerten orien-
tieren. Während sich die Wissenschaft 
auf den Erwerb, Erhalt und die Weiter-
entwicklung von Wissen konzentriert, 
ist die Politik auf den Erwerb und den 
Erhalt von Macht fokussiert. Immerhin 
sind Politik und Wissenschaft funda-
mentale Träger einer gesellschaftlichen 
Entwicklung. Sie sind häufig aufeinan-
der angewiesen, profitieren voneinan-

der und fördern sich gegenseitig. In sol-
chen Verhältnissen gehören natürlich 
auch Spannungen dazu, woraus 
zwangsläufig Verständigungsprobleme 
und Interessenkonflikte resultieren kön-
nen.  
Gerade in den autokratisch regierten 
Staaten des ehemaligen Ostblocks 
scheint in den letzten Jahren ein Trend 
einzusetzen, der die Wissenschaft und 
deren Forschungsfreiheit mehr und 
mehr unter Druck setzt. Es ist durchaus 
bekannt, dass innerstaatliche Freiheit 
immer ein wichtiger Bestandteil der all-
gemeinen Bildung und Wissenschaft 
war, und dass ohne eine solche Freiheit 
in diesen wichtigen Teilbereichen einer 
Gesellschaft auch kein langfristiger 
Fortschritt möglich ist. Studierende und 
Lehrende an ost- und südosteuropäi-
schen Hochschulen sind Zeugen einer 
immer mehr eingeschränkten Freiheit 
für Wissenschaft bzw. Forschung und 
von zunehmenden politischen Eingrif-
fen. Doch wie sehen diese Lenkungs-
versuche konkret aus, was für Auswir-
kungen spüren die betroffenen Studie-
renden und Lehrenden und gibt es län-
derübergreifende Gemeinsamkeiten? 
Auf diese Fragen wurde in unserem 
Projekt tiefer eingegangen, wobei der 
primäre Fokus auf die Folgen und die 
Gründe der Wissenschaftseinschrän-
kungen gelegt wurde. Der für dieses 
Projekt maßgebliche Konflikt kreist um 
die Steuerungsfunktion der Politik in der 
Wissenschaft. Insbesondere die politi-
sche Steuerungsfunktion in den Teilge-
bieten Forschungs- und Hochschulpoli-
tik zeigte in der Praxis mehrmals, dass 
die Wissenschaft der Politik eine Instru-
mentalisierung vorwirft. 
Um Antworten auf die gestellten Fragen 
zu finden, wurden Interviews mit Studie-
renden und Lehrenden von insgesamt 
vier ost- und südosteuropäischen Hoch-
schulen durchgeführt und wissenschaft-
lich ausgewertet. Zu den Hochschulen, 
die von dem Projektteam unter Betracht 
genommen worden sind, zählen due 
HSE Moskau, CEU Budapest, SPbU 
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Sankt Petersburg und die Universität 
Belgrad. Das Ziel der Projektgruppe 
war es ein Endprodukt zu schaffen, wel-
ches einen guten Überblick der Thema-
tik bietet und in dem betroffene Univer-
sitätsangehörige ihre Sicht der Dinge 
darlegen können.  
 
Der Fall Lukas Latz und die SPbU 
Auf den ersten Blick scheint die Ge-
schichte von Lukas Latz nicht zu unse-
rem Forschungsprojekt zu passen, 
schauen wir uns doch den Umgang ver-
schiedener Universitäten in Osteuropa 
in Bezug auf ihre Wissenschaftsfreiheit 
an. Doch lohnt sich ein zweiter Blick, 
der nicht nur eindrücklich zeigt, wie ein 
Kommilitone des Osteuropa-Instituts 
die Grenzen der russischen Wissen-
schaftsfreiheit überschritt, sondern 
auch, wo sich diese aktuell befinden 
und wie ein Überschreiten dieser be-
handelt wird. 
Im August 2018 beginnt Lukas Latz sei-
nen 10-monatigen Auslandsaufenthalt 
an der Staatlichen Universität Sankt Pe-
tersburg (SPbU). Da er bereits vor sei-
nem Aufenthalt in Russland als Journa-
list tätig ist, möchte Lukas auch wäh-
rend seiner Zeit in St. Petersburg Ein-
drücke und Alltagserfahrungen veröf-
fentlichen – doch wird er am Ende für 
diesen Wunsch mit seiner Exmatrikula-
tion und einem 5-jährigen Einreisever-
bot bezahlen.  
 

 
SPbU. Bild von Pixabay 
 
Neben dem Schreiben von journalisti-
schen Texten steht während seines 
Aufenthalts in St. Petersburg für Lukas 

seine Masterarbeit auf dem Programm. 
Aufgrund seiner journalistischen Erfah-
rungen möchte er Feldforschung betrei-
ben und arbeitet sich in umweltpoliti-
sche Themen in Russland ein. Lukas 
entschließt sich daraufhin, in den Sü-
dural nach Čeljabinsk, zu fahren, um 
dort Interviews mit Einheimischen und 
Aktivist:innen zu führen. Čeljabinsk ist 
eine typische Industriestadt, deren Le-
bensqualität unter verunreinigtem Was-
ser und schlechter Luft leidet. Trotzdem 
soll hier ein neues Bergwerk entstehen, 
welches die wichtigste Wasserquelle 
der Region anzapfen soll und zusätzli-
che Schadstoffe abgeben wird.  
Lukas’ Recherchen und Interviews vor 
Ort verlaufen zunächst reibungslos. 
Mitte April veröffentlicht er einen Artikel 
in der „Jungle World“. Damit war für Lu-
kas’ seine Recherche beendet – bis 
rund einen Monat später unerwartet 
zwei Polizisten abends in seinem 
Wohnheimzimmer standen. Zunächst 
wollten die beiden Polizisten wissen, ob 
er sich in Čeljabinsk aufgehalten und ob 
er dort Interviews geführt habe. Dies 
würde gegen die Auflagen eines Studie-
rendenvisums verstoßen, da es sich um 
journalistische Zwecke handele. An die-
ser Stelle zeigt sich, dass in Russland 
ein „falsches“ Forschungsthema zu 
ernsten Schwierigkeiten führen kann, 
auch für einen ausländischen Gaststu-
dierenden. Lukas selbst sagt über sei-
nen Vorfall, dass er „einfach ein biss-
chen Pech“ hatte. 
 
Die CEU wurde aus Ungarn per Ge-
setzeserlass vertrieben 
Die ungarische Regierung unter Viktor 
Orban und seiner Partei Fidesz hat ein 
Hochschulgesetz erlassen, das vor-
sieht, dass alle in Ungarn ansässigen 
ausländischen Universitäten in ihrem 
Heimatland lehren müssen. Von die-
sem Gesetz war nur die von George So-
ros gegründete Central European Uni-
versity (CEU) betroffen, welche darauf-
hin das Land verlassen musste und 
nach Wien umzog. 
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Haupteingang der CEU. Bild von Pixabay 
 
Die Verdrängung der CEU aus Ungarn 
war ein Teilschritt von Orbans Agenda 
in der Wissenschaftspolitik. Dieser ver-
folgt aktiv politische Kampagnen gegen 
George Soros und damit auch gegen 
die CEU, wie uns Johana im Interview 
erzählte. Sie studiert im zweiten Jahr ih-
res Masters in Internationale Beziehun-
gen an der CEU in Wien und erzählt 
uns, dass sich die politische Situation in 
Ungarn nach der Migrationswelle in Eu-
ropa 2015 geändert habe und George 
Soros von nun an mit seiner Open-
Society-Foundation als politischer Geg-
ner seitens der Regierung gesehen 
werde. Das ungarische Hochschulge-
setz verstößt nach dem Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs gegen EU-
Recht., es verletze unter anderem 
Grundrechte wie die akademische Frei-
heit.  
Für Johana bedeutet Wissenschafts-
freiheit, dass man auch zu Themen for-
schen und diese studieren kann, wel-
che unbequem für Politiker sind und 
dass Forschung an der Universität ohne 
politischen Druck von statten gehen 
soll. Die Regierung habe gegenwärtig 
keine Absicht, die akademische Freiheit 
in Ungarn auszuweiten. Solange die un-
garische Regierung nicht demokratisch 
agiere und akademische Freiheit res-
pektierem gebe es keine Möglichkeit für 
die CEU zur Rückkehr. 
Johanas Einschätzung nach ist jedoch 
die akademische Freiheit nicht nur in 
Ungarn bedroht, sondern aufgrund illi-
beraler Regierungen auch in Tsche-
chien oder Polen, welche beide als 

mögliche Standorte für die CEU an-
fangs in Frage kamen. Sie sagt, dass 
sie trotz allem gerne an der CEU stu-
diert und es auch jederzeit wieder tun 
würde, da die CEU Wissenschaftsfrei-
heit aktiv fördere. 
 
Die Higher School of Economics 
Moscow als Opfer der Einschrän-
kung bürgerlicher Freiheiten 
Die Higher School of Economics (HSE) 
hat den Ruf als die liberalste Universität 
und eine der renommiertesten Hoch-
schulen Russlands. Und das aus gutem 
Grund. Die HSE wurde Anfang der 
1990er als Reformuniversität gegrün-
det, um Wirtschaftsexperten auszubil-
den. Später wurde die HSE zu einer 
klassischen Universität umgestaltet und 
übernahm in vielen Ausbildungsberei-
chen die Führung. Viele der gefragtes-
ten Spezialist:innen in den Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaften sowie einige 
der bekanntesten Aktivist:innen sind 
aus der Universität hervorgegangen. 
Heute gehört sie zu den wichtigsten 
Universitäten Russlands und spielt 
gleichzeitig eine bedeutsame politische 
Rolle. 
In den letzten zwei Jahren wurden an 
der HSE zahlreiche Reformen durchge-
führt, die direkt oder indirekt zu einer 
Einschränkung der Wissenschaftsfrei-
heit geführt haben. Im Rahmen des 
Projektes haben wir mit einer Ex-Stu-
dentin der HSE gesprochen, die heute 
ihre Ausbildung an der Freien Universi-
tät Berlin fortsetzt. 
Lisa hat 2016 angefangen, an der Fa-
kultät für Weltwirtschaft und Weltpolitik 
zu studieren. Da sie großes Interesse 
an Geschichte, Politik und Fremdspra-
chen hatte, hat sie sich für den Bachelor 
in Internationalen Beziehungen ent-
schieden. Für Lisa war es klar, dass sie 
ihren Bachelor nur an der HSE, einer 
der freiesten und einer der besten Unis 
Russlands, machen wollte. 
Für Lisa bedeutet Wissenschaftsfrei-
heit, dass man Forschung ohne politi-
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sche und ideologische Beeinträchti-
gung betreiben kann. Und in den Län-
dern, wo die Wissenschaft in bestimmte 
Richtungen gelenkt wird, heißt das, 
ohne Druck forschen zu können. So war 
es größtenteils an der HSE, als Lisa mit 
ihrem Studium angefangen hat, obwohl 
die Wissenschaftsfreiheit an ihrer Uni, 
fügt Lisa hinzu, nie homogen und an al-
len Fakultäten und bei allen Dozent:in-
nen gleich gewesen sei.  
Lisa meint, dass die Verschärfungen an 
der HSE in erster Linie nicht mit der Uni-
versität und deren Tätigkeit (die HSE 
gehört zu den staatlichen Hochschulen 
Russlands und galt als ein statistisches 
Zentrum, das auch zu für die Regierung 
interessanten Themen forschte) zu tun 
haben, sondern eine Folge der allge-
meinen Einschränkung der bürgerli-
chen Rechte und Freiheiten in Russ-
land ist. Die Meinungs- und Pressefrei-
heit sowie Schulungen zu politischen 
und menschenrechtlichen Themen sind 
in Russland in Gefahr, wenn nicht inof-
fiziell untersagt. Dies belegen Zusam-
menstöße mit der Polizei im Laufe ver- 

HSE. Bild von Pixabay 
 
schiedener Proteste, mehrere Gerichts-
verfahren gegen die Teilnehmer:innen 
an diesen Protesten, die jüngste Ver-
fassungsänderung und die Erklärung 
von vielen russischsprachigen Medien, 
Journalist:innen und Aktivist:innen zu 
ausländischen Agenten. Besonders ak-
tiv werden frei denkendn jungen Men-
schen verfolgt, wie viele Alumni der 
HSE es sind. 

So wurde die HSE, vermutet Lisa, in 
den Augen der russischen Behörden zu 
einer Brutstätte aktiver und progressi-
ver junger Menschen, die unterdrückt 
und eingeschränkt werden sollen. Zu 
den Schritten in diese Richtung gehö-
ren verschiedene Maßnahmen von dem 
Verbot der Affiliation mit der Universität 
über die Veränderung der Prüfungsre-
geln bis zur erzwungenen Trennung 
von manchen studentischen Initiativen 
(wie des Studierendenmediums DOXA) 
von der HSE und der Entlassung von ei-
nigen Dozent:innen. 
Die HSE bleibt weiterhin die tollste Uni-
versität Russlands, sagt Lisa. Leider 
nur nicht mehr eine so sehr unabhän-
gige und freie, wie sie einst war. 
 
Der Fall Universität Belgrad: Ernied-
rigung einer der besten Universitä-
ten in Südosteuropa 
 
Die Druckausübung auf die Belgrader 
Universität steht in enger Verbindung 
mit der gescheiterten Dissertation des 
serbischen Finanzministers Siniša Mali  
(Interview mit Rektor Prof. Dr. Ivanka 
Popović) 
 
Am 15. August 2021 erschien das jähr-
liche Shanghai-Ranking der besten Uni-
versitäten auf der Welt, wo die Belgra-
der Uni zum ersten Mal nicht zu den 
besten 500 zählte. Obwohl das Ranking 
nicht offiziell ist und keinen formalen 
Charakter hat, dient es definitiv dem 
Prestige, da es nur um die 4% aller 
Hochschulen weltweit auf ihre Liste mit 
einbezieht.  
Immerhin kann man leider behaupten, 
dass der Fall auf dieser Rangliste alles 
außer unerwartet war, da die Belgrader 
Universität seit mindestens 2019 unter 
dem Druck der serbischen Regierung 
steht.  2019 wurde das Budget der Bel-
grader Universität von der serbischen 
Regierung um 525 Millionen Dinar ge-
kürzt, was auf Wissenschaft und For-
schung einen großen negativen Ein-



41 
 

fluss hatte. Aber wieso ging die serbi-
sche Regierung gegen die Universität 
vor? Auf die oben gestellte Frage wird 
Milan, ein Belgrader Student, versu-
chen zu antworten. Er ist ein Student 
der Fakultät für angewandte Wissen-
schaften, wo die Geschichte angefan-
gen hat. 
Alles begann, als dem jetzigen serbi-
schen Finanzminister Siniša Mali vorge-
worfen wurde, dass seine Promotion, 
welche er verteidigte, ein Plagiat sei. 
Das Komitee für Berufsethik der Univer-
sität Belgrad stellte im Nachhinein ein-
stimmig das Vorliegen von einem nicht-
akademischen Verhalten des serbi-
schen Finanzministers während der 
Vorbereitung seiner Doktorarbeit fest. 
Es heißt, er habe in einem Kapitel sei-
ner Dissertation ganze Passagen und 
Abschnitte aus Büchern anderer Auto-
ren wörtlich übernommen, ohne deren 
Namen und Werke zu zitieren.  
Seitdem hat auch der Druck des serbi-
schen Finanzministers auf die Belgra-
der Universität begonnen, wobei er 
selbstverständlich auch von anderen 
Mitgliedern aus der Regierung unter-
stützt wurde. Etliche Politiker und sogar 
der damalige serbische Bildungsminis-
ter haben den Finanzminister öffentlich 
unterstützt und sein Vorgehen gerecht-
fertigt. Es wird noch heutzutage durch 
eine Druckausübung und Budgetrestrik-
tionen versucht, das Komitee für Be-
rufsethik dazu zu bringen, seine Ent-
scheidung rückgängig zu machen und 
die Doktorarbeit doch noch anzuerken-
nen.  
 
Schlussfolgerung 
 Johana und Lisa verstehen Wissen-
schaftsfreiheit vor allem als die Abwe-
senheit politischen Drucks auf For-
schung und Lehre. Die Wissenschaft 
muss frei von politischen oder ideologi-
schen Motiven sein. Wirft man nun ei-
nen Blick auf die ausgewählten Fälle, 
so wird erkennbar, dass diese Definitio-
nen in Osteuropa nicht uneingeschränkt 
geteilt werden. Die Universitäten sehen 

sich zunehmend politisch motivierten 
Einschränkungen ihrer Autonomie aus-
gesetzt, die im Falle der CEU Budapest 
sogar dazu führten, dass die Hoch-
schule das Land verlassen musste. Vor 
allem ist jedoch zu erkennen, dass die 
Sanktionen gegenüber den Universitä-
ten primär darauf abzielen, die freie 
Meinungsbildung und -äußerung poli-
tisch Andersdenkender einzuschrän-
ken. 
In Serbien wurden die Plagiatsvorwürfe 
gegen den Finanzminister durch die 
Regierung als von der Opposition ge-
steuerte Kampagne abgetan und das 
Budget der Universität empfindlich ge-
kürzt, wodurch sich die Arbeits-, For-
schungs- und Lehrbedingungen erheb-
lich verschlechterten. Lisa schilderte, 
wie die Einschränkung der Wissen-
schaftsfreiheit in Russland mit der Ein-
schränkung bürgerlich Rechte und Frei-
heiten einhergeht und interpretiert dies 
als die logische Folgen der politischen 
Entwicklung Russlands. Dies wird auch 
im Falle des Studierenden Lukas Latz 
deutlich, der sich im Rahmen seiner 
Masterarbeit kritisch mit umweltpoliti-
schen Themen in Russland befasste. 
Hier war für schwere Sanktionen ge-
genüber einem Studierenden lediglich 
ein heikles Forschungsthema ausrei-
chend. 
So lässt sich die Tendenz erkennen, 
dass die Forschungsfreiheit in Osteu-
ropa nicht uneingeschränkt gewährleis-
tet ist und Hochschulen, sowie Dozie-
rende und Studierende zunehmend in 
ihrer Autonomie beschnitten werden. 
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9. Forschung und Erinne-
rung an den nationalsozia-
listischen Genozid an den 
Sinti & Roma in Deutsch-
land und Polen. Orte, Ak-
teur:innen, Entwicklungen 
 

 
Uta Horstmann, Münchner Sozialarbeiterin und 
Aktivistin, im Gespräch mit Sophia Othmer und 
Cosmas Tanzer. Foto © Daniel Styczynski 
 
Léna Mücke, Johann Stephanowitz, 
Stefan Strietzel, Daniel Styczynski,  
Sophia Othmer und Cosmas Tanzer 
 
Abstract 
Das Projekt „Forschung und Erinnerung 
an den Genozid an den Sinti & Roma in 
Deutschland und Polen. Orte, Akteure, 
Entwicklungen“ befasst sich mit der Er-
innerungs- und Forschungsgeschichte 
des vom nationalsozialistischen 
Deutschland verübten Genozids an den 
Sinti und Roma Europas. Ein besonde-
rer Fokus lag dabei darauf, auf welche 
Art und Weise an den Genozid an Ge-
denkorten erinnert wird, sowie welche 
Rolle diese in den Erinnerungskulturen 
und Opferdiskursen in Deutschland und 
Polen einnehmen. Damit geht die Frage 
einher, wie solche Diskurse durch die 
Wissenschaft mitgeprägt werden. Das 
Thema wurde in Ortsbesuchen und Ex-
pert:inneninterviews vertieft, Ergebnis 
des Projektes wird eine zweisprachige 
(deutsch/polnische), digitale Ausstel-

lung sein, welche die Forschungsergeb-
nisse aufbereiten und der Öffentlichkeit 
zugänglich machen soll. 
 
Im Rahmen unseres Projektes haben 
wir uns mit der Entwicklung der For-
schung und Erinnerung an den Genozid 
an den Sinti und Roma beschäftigt, wo-
bei wir die unterschiedlichen For-
schungs- und Erinnerungsgeschichten 
in Deutschland und in Polen verglei-
chend betrachtet haben.  
Mithilfe der finanziellen Förderung sei-
tens der Hamburger Alfred-Töpfer-Stif-
tung F.V.S. sind wir dafür an verschie-
dene Erinnerungsorte in beiden Län-
dern gereist, um Stätten des Geden-
kens zu dokumentieren und ihre Entste-
hungsgeschichten, sowie ihre Rolle in 
der jeweiligen Erinnerungskultur nach-
zuzeichnen. Diese Entstehungs- und 
Nutzungsgeschichten machen gesamt-
gesellschaftliche Opferdiskurse greifbar 
und verweisen auf konkrete Akteur:in-
nen, von denen wir viele für ausführli-
che Gespräche über ihre Arbeit und die 
von ihnen mitgetragenen Entwicklun-
gen gewinnen konnten. Auf diese 
Weise erhielten wir nicht nur einen Ein-
blick in die heutige Gedenkstättenarbeit 
und ihre aktuelle erinnerungspolitische 
Wirkung, sondern begannen auch jahr-
zehntelange zivilgesellschaftliche Dis-
kurse nachzuvollziehen. 
 

 
Denkmal für die im KZ Auschwitz-Birkenau er-
mordeten Sinti & Roma am Standort des soge-
nannten „Zigeunerlagers“. Foto © Johann Ste-
phanowitz 
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Denn bis in die Gegenwart hinein wer-
den Sinti & Roma in Deutschland und 
Polen diskriminiert und marginalisiert. 
Der Kampf um Anerkennung als Opfer 
der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft, der Anerkennung der schieren 
Dimension der Verbrechen als staatlich 
gewollter und gelenkter Vernichtung, 
ging für viele der Akteur:innen und Akti-
vist:innen über in den Kampf um den 
ihnen zustehenden Platz in den Nach-
kriegsgesellschaften Deutschlands und 
Polens. Nämlich als gleichberechtigte 
Bürger:innen, denen nicht nur in der 
Vergangenheit Unrecht widerfahren 
war, sondern denen auch in der Gegen-
wart noch die Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben verweigert wird. Im 
Laufe unserer Recherchen versuchten 
wir uns die fortwirkende Diskriminie-
rung, die andauernde weite Verbreitung 
antiziganistischer Ressentiments in der 
Bevölkerung und das Fortbestehen in-
stitutioneller Kontinuitäten nach 1945 
bewusst zu machen und zu verstehen, 
welchen Beitrag die wissenschaftliche 
Arbeit zu dem Genozid an den Sinti und 
Roma bei der Bewältigung dieser aktu-
ellen Probleme leisten kann.  
Denn die historische Forschung über 
den Porajmos (das Romanes-Wort 
Porajmos bezeichnet den Genozid an 
Sinti und Roma im Zweiten Weltkrieg) 
war schließlich immer Teil der Ausei-
nandersetzungen um seine Anerken-
nung. Ohne Wissen über Tatorte, Aus-
maß und Namen der Opfer ist kein Ge-
denken möglich. Häufig haben Akti-
vist:innen und Initiator:innen von Denk-
mälern auch eine wissenschaftliche 
Ausbildung. Mit der Frage nach Ent-
wicklungen in der Erinnerungskultur, 
konkreten Denkmälern und Akteur:in-
nen geht auch die Frage nach der Rolle 
von Wissenschaft in der Gesellschaft 
einher. Dabei war uns auch wichtig 
nachzuvollziehen, wie ein respektvoller, 
gegenseitiger Dialog zwischen Akti-
vist:innen aus der Community der Sinti 
und Roma und oft in der Mehrheitsge-

sellschaft sozialisierten Wissenschaft-
ler:innen aus der akademischen For-
schung zu Stande kommen kann, so-
dass am Ende der Zusammenarbeit 
hoffentlich ein ganzheitliches, gesamt-
gesellschaftliches Gedenken entsteht, 
welches auf eine positive Entwicklung 
in der Gegenwart hinwirkt.  
Bei den von uns besuchten Orten han-
delte es sich beispielsweise um schon 
seit den 1960er Jahren bestehenden 
Denkmäler an den Bestattungsorten 
der Opfer, wie etwa im polnischen 
Szczurowa in der Nähe von Tarnów, o-
der um Mahnmale an den Tatorten der 
Verbrechen, etwa im ehemaligen 	
Ghetto in Łódź oder im Konzentrations-
lager Auschwitz-Birkenau.   
 

 
Gelände des ehemaligen Konzentrationslager 
Auschwitz-Birkenau. 
Foto © Johann Stephanowitz 
 
Auch neuere Erinnerungsorte wie etwa 
das seit 1997 bestehende Dokumenta-
tions- und Kulturzentrum Deutscher 
Sinti und Roma in Heidelberg und das 
2012 entstandene Denkmal für die im 
Nationalsozialismus ermordeten Sinti 
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und Roma Europas in Berlin-Mitte wur-
den in unsere Recherchen miteinbezo-
gen. 
Dabei lernten wir Menschen aus ver-
schiedenen Fachrichtungen und Hinter-
gründen kennen, welche den Prozess 
der Aufarbeitung des Genozids teil-
weise schon seit Jahrzehnten beglei-
ten. Wir sprachen mit Aktivist:innen aus 
der polnischen Roma-Gemeinschaft, 
sowie mit Sozialarbeiter:innen, Histori-
ker:innen und Ethnolog:innen aus 
Deutschland und Polen.  
 

 
Nadine Degner und Bettina Küssner, Forsche-
rinnen am Dokumtations- und Kulturzentrum 
Deutscher Sinti & Roma in Heidelberg, im Ge-
spräch mit Léna Mücke und Johann Stephano-
witz. Foto © Stefan Strietzel 
 
Das dabei entstandene Material möch-
ten wir neben einer wissenschaftlichen 
Auswertung in Form einer digitalen, 
zweisprachigen (deutsch/polnischen) 
Online-Ausstellung veröffentlichen. Zu 
ihr gehören ein thematischer Einstieg in 
die Geschichte des Genozids an den 
Sinti und Roma, jeweils ein Überblick 
über die Entwicklung der Erinnerungs-
kulturen in Deutschland und Polen, und 
schließlich ortsbezogene Sektionen, die 
die Entstehung, Geschichte und Ak-
teur:innen der Denkmäler vorstellen. 
Die Website wird multimedial gestaltet 
mit erklärenden Textelementen, Inter-
viewausschnitten in Video- und Audio-
format, Quellendigitalisaten und aktuel-
len Fotos der Orte.   
 
 

 
Mit dieser Ausstellung hoffen wir dazu 
beitragen zu können, Informations- und 
Erinnerungslücken über den Genozid 
an den Sinti und Roma zu schließen, 
welche in der deutschen und polni-
schen Mehrheitsgesellschaft bestehen. 
Dazu gehören unter anderem Grund-
kenntnisse über Sinti und Roma als Op-
fergruppe der nationalsozialistischen 
Vernichtungspolitik und Aufklärung 
über Kontinuitäten des Antiziganismus, 
aber auch das Nachzeichnen und Her-
vorheben des langwierigen zivilgesell-
schaftlichen Kampfes um Anerkennung 
und Erinnerung an dieses Unrecht. Vor 
allem aber sehen wir unser Projekt als 
Beitrag einer neuen Generation an Wis-
senschaftler:innen zu einer noch langen 
nicht abgeschlossenen Debatte. 
 
Gefördert von: 
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10. Geopolitische Manöver: 
Der Umzug der CEU von 
Budapest nach Wien 
 
Vitali Fischer, Aleksandar Kerošević, 
Anne Lemke und Fabio Thieme 
 
Abstract 
Im April 2018 verabschiedet die ungari-
sche rechtspopulistische Regierung un-
ter Viktor Orbán ein neues Universitäts-
gesetz. Damit wird der unmittelbar nach 
der Wende (1991) gegründeten, US-
amerikanisch-ungarischen Privatuni-
versität Central European University 
(CEU) – bei deren Gründer es sich um 
den US-amerikanischen Hedgefonds-
Manager, politischen Aktivisten und 
Philanthropen George Soros handelt – 
effektiv der Unterricht in Budapest ver-
boten. Mehrere tausende Studierende 
und Dozierende sind mittlerweile an 
den neuen Campus in Wien gezogen, 
wo seit dem 30. September 2019 der 
universitäre Unterricht stattfindet.  
 
Das Forschungsprojekt Geopolitische 
Manöver beschäftigt sich mit den politi-
schen, sozialen, gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Hinter-
gründen und Auswirkungen des Um-
zugs der CEU. Dabei werden in Form 
von Interviews nicht nur die Studieren-
den und Dozierenden nach ihrem Wis-
sen, ihren Meinungen, Haltungen und 
Erfahrungen befragt, sondern auch po-
litische Akteur:innen beider Seiten, 
sprich: Befürworter:innen und Geg-
ner:innen. Da der vollständige Umzug 
dieser Privatuniversität noch lange nicht 
abgeschlossen ist, untersucht das For-
schungsprojekt die gegenwärtige De-
batte und nimmt gleichzeitig an ihr teil. 
Die Forschungsergebnisse sollen in 
Form eines Dokumentarfilms festgehal-
ten und – im Rahmen eines themenbe-
zogenen Events (etwa: Forschung über 
Osteuropaforschung, 70 Jahre Osteu-
ropa-Institut (OEI) der Freien Universi-
tät Berlin (FU) etc.) – in einem Berliner 

Kino präsentiert werden; dort sollen 
auch Expert:innen zu Wort kommen 
und eine Podiums-/Publikumsdiskus-
sion stattfinden. Daher wurden für den 
Projektdokumentarfilm nicht nur diejeni-
gen Interviews audiovisuell aufgezeich-
net, welche via Webkonferenz stattfan-
den. Zusätzlich wurde vom 25. bis 28. 
Juli 2021 eine Forschungsreise nach 
Budapest und Wien unternommen, wo 
die Projektgruppe vor Ort Interviews mit 
den von uns ausgewählten Protago-
nist:innen führten und diese Gespräche 
mit einer professionellen Filmkamera 
festhielten. Aus den aufgenommenen 
audiovisuellen Interviews wird im Rah-
men des Filmschnittprozesses die Film-
dokumentation produziert, in die neben 
den genannten audiovisuellen Inter-
views (inklusive Aufnahmen der Univer-
sitätsgebäude und -gelände sowie der 
Studierendenunterkünfte) auch Bei-
träge aus den Massenmedien zu die-
sem Thema sowie Zahlen, Daten, Fak-
ten, Recherchequellen, dokumentari-
sche Fotos (die in Budapest und Wien 
abgelichtet wurden) und eventuell auch 
Erklärungsmodelle einfließen sollen. 
 
Der erste Teil der Recherche fokussiert 
sich auf die „Geopolitik“ der ungari-
schen Regierung, deren zahlreichen At-
tacken auf die liberale westliche und pri-
vate Ordnung der Universität zu dem 
Umzug der selbigen geführt hatten. In 
welchem größeren Zusammenhang 
steht das Universitätsgesetz mit der ge-
genwärtigen ungarischen Regierungs-
politik? Wie begründet die ungarische 
Regierung das Gesetz? Wie sehen die 
nationalen und internationalen Reaktio-
nen auf Ungarns „geopolitisches 2Ma-
növer aus? Handelt es sich tatsächlich 
um einen Ost-West-Konflikt, und wel-
che Parteien könnten welches Inte-
resse daran haben, einen solchen Kon-
flikt herbeizuführen?  
 
Der zweite Teil der Forschung beschäf-
tigt sich mit der Struktur der privaten 
Central European University unter der 
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Schirmherrschaft von George Soros. 
Welches Verhältnis besteht zwischen 
dem Gründer der Universität, George 
Soros, der Stiftungsgruppe Open 
Society Foundations und dem ungari-
schen Premierminister? Wie ist die Uni-
versität aufgebaut und wie wird sie fi-
nanziert? Welche Probleme können 
durch neoliberale Universitätsstruktu-
ren (wie beispielsweise die Finanzie-
rung von Wissenschaft aus dem Aus-
land) entstehen?  
 
Der dritte Teil der Recherche befragt 
die Akteur:innen und Beteiligten des 
Umzugs der CEU in verschiedenen In-
terviews. Auf Basis dieser Befragungen 
soll auch der Dokumentarfilm entste-
hen. Fragen, die die Projektgruppe 
diesbezüglich umgetrieben haben, wa-
ren unter anderem folgende: Wie ist der 
Umzug von den Studierenden und Do-
zierenden erlebt worden? Ist es ihnen 
eventuell gelungen, sich – trotz der 
Schließung der CEU – in Ungarn auch 
weiterhin (erwerbstätig oder nur als 
Hobby) mit den CEU-spezifischen The-
menschwerpunkten (Menschenrechte, 
Demokratie, Offene Gesellschaft, Of-
fene Grenzen, Gender, Queer Studies, 
Feminismus, Umweltwissenschaften, 
internationale Zusammenarbeit etc.) 
auseinanderzusetzen? – Wenn ja, in 
welcher Form? Wer trägt die Pendler-
kosten beziehungsweise mussten die 
Studierenden für die Fortsetzung ihres 
Studiums umziehen? Inwiefern bleibt 
die Universität in Budapest auch weiter-
hin präsent? Was hat es mit dem Bau 
des neuen Campus in Wien auf sich?  
 
Der Umzug der CEU wurde in den inter-
nationalen Medien breit aufgenommen. 
Zahlreiche Protestaktionen wurden do-
kumentiert und ebenso viele Interviews 
mit Beteiligten geführt. Weil sich das 
Projekt auch dafür interessiert, wie die 
Debatte öffentlich geführt wird, bildet 
eine Analyse des Pressespiegels einen 
ersten Teil der Recherche. Nicht zuletzt 
sollen wissenschaftliche Publikationen 

über die ungarische Geopolitik sowie 
die Befragung von Expert:innen in Be-
tracht gezogen werden, um ein umfang-
reiches Bild von den Geschehnissen zu 
ermitteln. Da der Umzug der Universität 
noch lange nicht abgeschlossen ist, 
wird die Debatte immer noch geführt, 
weswegen auch während der Recher-
che mit neuen Meldungen zu rechnen 
ist. 
 
Zufälligerweise existierten bereits vor 
der Themenfindung und Fragenformu-
lierung für unser Forschungsprojekt ei-
nige private und professionelle Kon-
takte zu Studierenden und Dozierenden 
an der CEU. Die Kontaktdaten der rest-
lichen Personen, die unserer Ansicht 
nach für die Interviews in Frage kamen, 
wurden mittels intensiver Recherche im 
Internet ausfindig gemacht.  
 
Unser Projekt ist im Rahmen der Osteu-
ropaforschung höchst spannend, um 
am Fallbeispiel des Umzugs der (schon 
seit 1991 existierenden) CEU von Bu-
dapest nach Wien einen kleinen, aber 
ungemein wichtigen Eindruck davon zu 
gewinnen, welchen politischen, sozia-
len, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und kulturellen Prozess ein osteuropäi-
sches Land wie Ungarn von der Wen-
dezeit 1989 bis heute durchlaufen. Die 
Ergebnisse dieses Projekts stellen ei-
nen kleinen, äußerst hilfreichen Puzzle-
stein dar, der zusammen mit zahllosen 
anderen, inländischen Fallbeispielen 
ein aussagekräftiges Bild konstituieren 
könnte – ein Bild darüber, wie sich die 
Politik, Wirtschaft, soziale Lage, Gesell-
schaft und Kultur des ehemaligen Ost-
blockstaates Ungarn seit dem Ende des 
Kaltes Krieges bis heute entwickelt ha-
ben, wie die aktuelle Situation unter den 
eben genannten Gesichtspunkten zu 
beschreiben (und zu bewerten) ist und 
wie der Westen Osteuropa beeinflusst 
Anhand solch einer Bestandsaufnahme 
können sowohl a) wissenschaftliche 
Prognosen für die Zukunft des Landes 
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erstellt als auch b) politische, wirtschaft-
liche, soziale, gesellschaftliche und kul-
turelle Lösungen für eine bessere/mög-
lichst gute Zukunft dieses osteuropäi-
schen Landes konstruiert und exeku-
tiert werden.  
Darüber hinaus sind die CEU wie auch 
ihr mehr oder weniger erzwungener 
Umzug nicht nur für die allgemeine Ost-
europaforschung sehr relevant, son-
dern auch für die Analyse der Osteuro-
paforschung selbst, hier ein paar Bei-
spiele: Welchen konkreten Einfluss 
hatte diese vom Westen in Osteuropa 
gegründete und aus dem Westen finan-
zierte, höchst einflussreiche Privatuni-
versität auf die Bildung und Forschung 
in diesem ehemaligen Ostblockstaat? 
Welchen Einfluss hatte beziehungs-
weise hat sie auf die ungarische, ost- 
und westeuropäische sowie weltweite 
Osteuropaforschung? Wie ist sie mit 
den anderen Universitäten in Ungarn 
sowie mit denjenigen im westlichen und 
osteuropäischen Ausland vernetzt 
(aber auch mit Universitäten weltweit)? 
Welche vielfältigen Konsequenzen er-
geben sich aus ihrem Umzug von Buda-
pest gen Westen (Wien) für die Univer-
sitäten in Osteuropa sowie für die inter-
nationale Osteuropaforschung? Wie 
sieht die Osteuropaforschung an der 
CEU aus und wie wird diese inhaltlich 
und formal gestaltet/organisiert, struktu-
riert, finanziert und auch politisch instru-
mentalisiert? 
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11. Politisierung histori-
scher Forschung: Anerken-
nung des Holodomor als 
Genozid am ukrainischen 
Volk 
 
Vladislav Ivanov, Margarita Kayanja, 
Maria Kireenko und Anastasiia Maga-
zova  
 
Abstract    
Dieses Projekt behandelt die Anerken-
nung des Holodomor am ukrainischen 
Volk als Genozid durch den Bundestag 
in seiner historisch-politischen Thema-
tik. Da die Diskussion über dieses 
Thema zu einem Konflikt zwischen Mit-
gliedern der Deutsch-Ukrainischen His-
torikerkommission und dem ukraini-
schen Botschafter in der Bundesrepub-
lik Deutschland geführt hat, ist es das 
Ziel des Projekts, folgende Forschungs-
frage zu beantworten: Inwieweit ist die 
Debatte um den Holodomor politisiert 
und was sind die Auswirkungen davon 
auf die heutigen deutsch-ukrainischen 
Beziehungen?  
Dazu werden Interviews mit verschie-
denen Beteiligten der Diskussion ge-
führt. Die anschließende Auswertung 
der Interviews ergab, dass der Konflikt 
zwischen dem ukrainischen Botschafter 
in Deutschland und der Deutsch -Ukra-
inischen Historikerkommission an sich 
keine gravierenden Folgen für die 
deutsch-ukrainischen Beziehungen ha-
ben dürfte. Es wird betont, dass es stär-
kere Faktoren gibt, welche die Ukraine 
und Deutschland zu Verbündeten ma-
chen. Gleichzeitig wird aber die Einmi-
schung des ukrainischen Botschafters 
in die Arbeit unabhängiger Historiker*in-
nen von allen interviewten Mitgliedern 
der Deutsch-Ukrainischen Historiker-
kommission scharf verurteilt.  Das End-
produkt dieses Projekts ist ein Doku-
mentarfilm, der nicht nur die heutigen 
Entwicklungen zu diesem Thema auf-
zeigen, sondern auch Interessierte mit 

der ukrainischen Geschichte vertraut 
machen soll.   
 
Genozide sind ein schreckliches Ver-
brechen gegen die Menschheit, welche 
dennoch wiederholt in der Weltge-
schichte auftraten. Dazu gehören unter 
anderem der Genozid an den Armeni-
ern im Osmanischen Reich; der Holo-
caust; Vernichtung vieler Sinti und 
Roma sowie anderer Opfergruppen 
während des Zweiten Weltkrieges; der 
Bürgerkrieg in Ruanda, in dem die Tutsi 
vorsätzlich ermordet wurden; die Er-
schießung bosnischer Muslime in 
Srebrenica während der Balkankriege. 
Dies sind historische Verbrechen, die 
von vielen Ländern als Genozid aner-
kannt wurden. Es gibt jedoch histori-
sche Ereignisse, die unter dem einen o-
der anderen Gesichtspunkt unter den 
Tatbestand des Genozids fallen könn-
ten, um deren historischen Gründe aber 
nach wie vor die geschichtswissen-
schaftliche Community debattiert.   
Ein solches Ereignis ist der Holodomor 
– eine Hungersnot in der Ukraine in den 
Jahren 1932-1933. Die Hungersnot 
selbst betraf nicht nur die Ukraine, son-
dern auch einige andere Regionen der 
ehemaligen Sowjetunion, darunter die 
Kuban-Region in Russland und einige 
Gebiete in Kasachstan. Jedoch war die 
Bevölkerung der heutigen Ukraine da-
von am stärksten betroffen. Unter-
schiedliche Schätzungen gehen von 2,4 
Millionen bis 7,5 Millionen Hungertoten 
aus. Manche historischen Untersuchun-
gen gehen davon aus, dass die ukraini-
sche Hungersnot künstlich seitens des 
stalinistischen Regimes erzeugt wurde, 
um die ukrainischen Widerstände ge-
gen die Agrarpolitik Stalins zu unterdrü-
cken. In vielen anderen Studien deutet 
man hingegen darauf hin, dass Holo-
domor eine schreckliche Folge der sow-
jetischen Industrialisierung war.  
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Hunger im Blick: Gedenkstätte für die Opfer des 
Holodomor in Kyjiw. Bild © Anastasiia Maga-
zova  
 
Die Erinnerungen an den Holodomor in 
der Ukraine wurden vor dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion nicht öffent-
lich diskutiert. Einige Zeitzeugen hatten 
sogar innerhalb der Familie Angst dar-
über zu sprechen. Erst nach dem Zu-
sammenbruch der Sowjetunion entwi-
ckelte sich ein Umgang mit der Erinne-
rung an den Holodomor zu einer der 
Kernfragen nationaler Identität für die 
Ukraine. Ukrainische Politiker*innen 
versuchten die historische, politische 
und persönliche Aufarbeitung der The-
matik voranzubringen und dem Holo-
domor internationale Beachtung zu ver-
schaffen.  
 
In unserem Projekt wollten wir die ge-
schichtswissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit dem Thema Politisie-
rung der Debatte rund um den Holo-
domor aus jeweils deutscher und ukrai-
nischer Perspektive beleuchten. Es 
wurde versucht, die Auswirkungen die-
ses Forschungsprozesses auf die aktu-
ellen, politischen deutsch-ukrainischen 
Beziehungen zu analysieren, ein-
schließlich der Rolle Russlands in die-
sen Beziehungen.  
   
Im Mittelpunkt des Projekts standen die 
Aktivitäten der deutsch-ukrainischen 
Historikerkommission, die sich unter 
anderem mit diesem historischen Ereig-
nis befasst. Da diese akademische De-
batte von einem diplomatischen Skan-
dal begleitet wurde, der auch zu einigen 

Spannungen auf politischer Ebene zwi-
schen den beiden Ländern führte, 
wurde dieser Fall als Beispiel für den 
Versuch einer Politisierung der histori-
schen Forschung genommen.  
   
Um die Ziele des Projekts zu erreichen, 
fanden Untersuchungen statt, sowie 
wurden weitere Analysen durchgeführt. 
Diese Analyse zeigten, welchen Ein-
fluss die Politik auf die Anerkennung 
des Holodomor in Deutschland haben 
könnte. Darüber hinaus wurde die Rolle 
der aktuellen politischen Beziehungen 
zwischen Deutschland, der Ukraine und 
Russland (als Nachfolger der UdSSR) 
bei der Festlegung der Geschichts- und 
Erinnerungspolitik in diesen Ländern 
analysiert.   
  

 
Im Nationalen Museum “Gedenkstätte für die 
Opfer des Holodomor” in Kyjiw.  
Bild © Anastasiia Magazova  
 
Obwohl der Prozess der Anerkennung 
des Holodomor als Genozid bisher nur 
die Beziehungen zwischen Deutsch-
land und der Ukraine betrifft, spielt die 
russische Seite in diesem Prozess eine 
wichtige Rolle. Seit 2014, als Russland 
eine Aggression gegen die Ukraine 
startete, die ukrainische Halbinsel Krim 
annektierte und zum Krieg im Donbas 
beitrug, haben sich die Meinungsver-
schiedenheiten über die historische Er-
innerung in diesen beiden postsowjeti-
schen Ländern zugespitzt. Der Kreml 
lehnt die Anerkennung des Holodomor 
in der Ukraine als Genozid kategorisch 
ab. Angesichts der engen historischen, 



50 
 

kulturellen und politischen Beziehungen 
zwischen Deutschland und Russland 
geht der Prozess der offiziellen Aner-
kennung des Holodomor durch den 
Bundestag mit einer besonderen Politi-
sierung einher, sowohl auf nationaler 
als auch auf internationaler Ebene.    
   
Im Jahr 2019 reichte die ukrainische 
Diaspora in Deutschland eine Petition 
zur Anerkennung des Holodomor als 
Genozid ein, die jedoch mehrfach ver-
schoben wurde. Aufgrund der Bundes-
tagswahl im Herbst 2021 wird die wei-
tere Behandlung der Petition an die 
neuen Mitglieder des Petitionsaus-
schusses des Bundestages übergeben.  
Als eines der Haupthindernisse für die 
Anerkennung des Holodomors als Ge-
nozid durch den Bundestag, werden 
von Experten (z.B. von Arnold Vaatz, 
der für den Bereich Petitionen in der 
CDU-Bundestagsfraktion zuständig ist 
und den wir auch interviewt haben) die 
Befürchtungen mancher Abgeordneten 
genannt, dass die Beziehungen zu 
Russland dadurch ruiniert werden kön-
nen.   
Von der ukrainischen Seite, wiederum, 
ist die staatliche Geschichtspolitik in 
Bezug auf den Holodomor seit 2004, als 
Präsident Wiktor Juschtschenko an die 
Macht kam, ein wichtiger Aspekt sowohl 
der Innen- als auch der Außenpolitik für 
die Ukraine geworden. Dieser Trend hat 
sich nach den Ereignissen von 2014 
noch verstärkt.  
   
Was die geschichtswissenschaftliche 
Auseinandersetzung angeht, hat die 
Deutsch-Ukrainische Historikerkom-
mission (DUHK) in vielen ihrer Sitzun-
gen den Holodomor zwar angespro-
chen, bei der Interpretation dieses Er-
eignisses jedoch nicht zu der Konklu-
sion gekommen, die der offiziellen Ge-
schichtspolitik der Ukraine ganz ent-
sprechen würde. Daraufhin beschul-
digte das ukrainische diplomatische 
Korps in Deutschland die ukrainischen 
Mitglieder der Kommission dafür, dass 

sie die nationalen Interessen des Lan-
des nicht ausreichend verteidigten und 
dass einige von ihnen eine "prorussi-
sche" Position zum Holodomor vertra-
ten. Ein Versuch des ukrainischen Bot-
schafters in Deutschland, politischen 
Druck auf die Mitglieder der Historiker-
kommission auszuüben, blieb erfolglos, 
obgleich das ukrainische Außenminis-
terium seine Schirmherrschaft über die 
Kommission zurückzog. Trotz des poli-
tischen Skandals um die Kommission 
sind die im Rahmen des Projekts be-
fragten Historiker*innen einhellig der 
Meinung, dass es ihnen gelungen ist, 
ihre akademische Unabhängigkeit zu 
bewahren, und dass der Entzug der 
Schirmherrschaft am Ende keine Aus-
wirkungen auf die Arbeit der Kommis-
sion hatte.  
 

 
Gedenkstätte für die Opfer des Holodomor in 
Kyjiw. Bild © Anastasiia Magazova  
 
Der Skandal um die Deutsch-Ukraini-
sche Historikerkommission hat gezeigt, 
dass auch die professionellen Histori-
ker, zum Schlüsselinstrument der Errei-
chung politischer Ziele seitens der ukra-
inischen Regierung instrumentalisiert 
werden sollten. Anders als bei der 
DUHK ist es in solchen Fällen nicht im-
mer möglich, die akademische Unab-
hängigkeit zu verteidigen und sich kei-
nem Druck aussetzen zu lassen.  
   
Die Tatsache, dass der vorherige Petiti-
onsausschuss des Bundestages inner-
halb von zwei Jahren keine Entschei-
dung über die Holodomor-Petition ge-
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troffen hat und sie den neuen Aus-
schussmitgliedern überließ, verdeutlicht 
einmal mehr die Relevanz und Aktuali-
tät des Themas des Projektes. Der Pro-
zess der Anerkennung des Holodomor 
als Genozid in Deutschland ist noch 
lange nicht abgeschlossen, und mit 
dem Regierungswechsel in Deutsch-
land ist es sehr wahrscheinlich, dass 
die neue Aufarbeitung einen weiteren 
Impuls auch für die DUHK geben wird. 
Welche Reaktion seitens der ukraini-
schen Regierung darauf folgt, kann 
man derzeit kaum vorhersagen.  
  
Wie die Online-Ausgabe Meduza be-
richtet, wurde am 14. Oktober 2021 
eine Vorführung von "Gareth Jones", ei-
nem Film über die Geschichte des ers-
ten westlichen Journalisten, der über 
den Holodomor von 1932-1933 schrieb, 
in Moskau gestört. Solche Ereignisse 
machen einmal mehr deutlich, dass die-
sem Thema von der Geschichtswissen-
schaft noch mehr Aufmerksamkeit ge-
widmet werden soll.  
   
Insgesamt zeigt unser Projekt, wie sen-
sibel das Thema Holodomor für die 
heutige Ukraine und die Gestaltung ih-
rer Erinnerungspolitik ist und - man 
kann es schon aufgrund der durchge-
führten Interviews behaupten - wie ab-
hängig die Geschichtsschreibung in der 
heutigen Ukraine von der politischen 
Agenda bleibt.  
 
Aspekte der Präsentation                                                                                              
Aufgrund der hohen Medienpräsenz 
des gewählten Themas und der Tatsa-
che, dass das Projekt in die Zeit der 
Quarantäne und der damit verbunde-
nen Einschränkungen für Auslandsrei-
sen fiel, beschlossen wir, das Projekt 
größtenteils online durchzuführen. Da-
her wird das Endprodukt ein Dokumen-
tarfilm sein, was wir unter diesen Um-
ständen für die logische Option halten.  
 

 
Screenshots aus dem Dokumentarfilm. Inter-
views mit Prof. Dr. Polina Barwinska (links 
oben), Prof. Dr. Gelinada Grinchenko (links un-
ten), Prof. Dr. Yaroslaw Hrytsak (rechts oben), 
Arnold Vaatz, CDU/CSU (rechts unten).  
© Projektgruppe  
 
Die Hauptmethode der Forschung und 
Informationssammlung waren qualita-
tive Experteninterviews. 90 % dieser In-
terviews wurden online mit der Webex-
Software durchgeführt, die Videoauf-
nahmen ermöglicht. Da wir insgesamt 
5-6 Stunden Videomaterial zur Verfü-
gung haben, ist das Format eines Do-
kumentarfilms unserer Meinung nach 
die passendste Art Experteninterviews 
zu analysieren und ihre Ergebnisse zu 
präsentieren.  
  
Der Dokumentarfilm bietet auch die 
Möglichkeit, Informationen aus Primär-
quellen ohne weitere Interpretation 
durch die Autoren des Projekts zu prä-
sentieren. Unserer Ansicht nach ist bei 
sensiblen Themen wie dem Holodomor 
das dokumentarische Format für die 
Ziele dieses Forschungsprojekts am 
besten geeignet und angemessen.  
  
Das Endprodukt in Form eines Films 
kann dann auf Plattformen wie Y-
ouTube oder Vimeo veröffentlicht wer-
den, wodurch es für verschiedene Ziel-
gruppen zugänglicher wird, sowohl für 
Forscher in den beiden Ländern (dank 
Untertiteln in Deutsch und Ukrainisch) 
als auch für die breite Öffentlichkeit. Ein 
weiterer Vorteil des Dokumentarfilms 
und seiner anschließenden Veröffentli-
chung in den sozialen Medien ist die 
einfache und schnelle Verbreitung.  
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Unserer Meinung nach hat dieses For-
mat jedoch auch eine Reihe von Nach-
teilen. Ein Faktor, der die Durchführung 
des Projekts sehr schwierig machte, 
war die Sensibilität des gewählten The-
mas. Einige unserer potenziellen Ge-
sprächspartner haben zum Beispiel zu-
nächst einer Interviewanfrage von uns 
zugestimmt, aber nachdem sie mehr 
über das Thema unseres Gesprächs 
und die Interviewfragen gelesen hatten, 
brachen sie die Kommunikation mit uns 
ab.   
  
Trotz der Schwierigkeiten, auf die wir 
während des Projekts gestoßen sind, 
sind wir zuversichtlich, dass unser Do-
kumentarfilm dazu beitragen wird, das 
Wissen über die Geschichte der Ukra-
ine in der deutschsprachigen Gesell-
schaft zu erweitern. Das vorliegende 
Projekt leistet außerdem einen Beitrag 
zur Aufklärungsarbeit der komplexen in-
ternationalen Zusammenhänge und 
lädt durch die Wahl eines nied-
rigschwelligen Formats der Präsenta-
tion eine breite Öffentlichkeit in 
Deutschland ein, sich mit dem Thema 
auseinanderzusetzen und womöglich 
eine zivilgesellschaftliche Forderung an 
die deutsche Politik zu formulieren.  
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